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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten von Bockelberg, Ott 

und Genossen) 


A. Problem 

Auf den Gebieten des Prüfungswesens und der Steuerberatung 
sind derzeit die Berufe der Wirtschaftsprüfer, der Steuerberater 
und der Steuerbevollmächtigten tätig. Da die Unternehmen der 
Wirtschaft Wert darauf legen, von Persönlichkeiten steuerlich 
beraten zu werden, die auch betriebswirtschaftliche Prüfungen 
durchführen können, ist der Berufsnachwuchs bestrebt, die 
Berufsqualifikation als Wirtschaftsprüfer und als Steuerberater 
zu erwerben. Von den 2555 in der Bundesrepublik tätigen Wirt- 
schaftsprüfern sind 1463 ^ 57 ®/o zugleich Steuerberater. Diese 
Berufsangehörigen unterstehen der doppelten Berufsaufsicht 
durch die Wirtschaftsprüferkammer und die zuständige Berufs- 
kammer der Steuerberater und der doppelten Berufsgerichts- 
barkeit für beide Berufe. Da sich die Tätigkeiten der Wirt- 
schaftsprüfer und der Steuerberater weitgehend überschneiden, 
ist eine Zusammenführung beider Berufe sowohl aus der Sicht 
der Wirtschaft, als auch aus der Sicht der Berufsangehörigen 
und des Berufsnachwuchses dringend geboten. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht die Zusammenführung beider Berufe zu 
einem Einheitsberuf „Wirtschaftsprüfer-Steuerberater" vor. Die 
bisherigen Prüfungen als Wirtschaftsprüfer und als Steuer- 
berater werden in einem einheitlichen Examen zusammenge- 
faßt. Nach bestandener Prüfung werden die Bewerber als „Wirt- 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drudcsadie VI/1617 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


schaftsprüfer-Steuerberater" bestellt. Für bereits bestellte Wirt 
scbaftsprüfer und Steuerberater sind im Entwurf Übergangs 
regelungen vorgesehen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Dem Bund und den Ländern entstehen keine Kosten. 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1617 


Sachgebiet 702 


Antrag 

der Abgeordneten von Bockeiberg, Ott und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über eine Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 


Seite 


Seite 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Wirtschaftsprüfer-Steuerberater/Wirt- 

schaftsprüfungs- und Steuerberatungs- 


gesellsdiaften 4 

§ 2 Inhalt der Tätigkeit 5 

§ 3 Räumlicher Bereich der Tätigkeit 5 

§ 4 Bundeskammer der Wirtschaftsprüfer- 

Steuerberater 5 


ZWEITER TEIL 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 


Erster Abschnitt: Zulassung 

§ 5 Zulassungsausschuß 5 

§ 6 Berufung der Mitglieder des Zulassungs- 
ausschusses 6 

§ 7 Antrag auf Zulassung zur Prüfung .... 6 

§ 8 Voraussetzungen für die Zulassung 

(Vorbildung) 6 

§ 9 Voraussetzungen für die Zulassung (Tä- 

tigkeit auf dem Gebiet der Prüfung und 
des Steuerwesens 7 

§ 10 Versagung der Zulassung 7 

§ 11 Zurücknahme der Zulassung 7 

Zweiter Abschnitt: Prüfung 

§ 12 Prüfungsausschuß und Gliederung der 

Prüfung 8 

§ 13 Einzelheiten des Prüf ungs Verfahrens . . 8 


Dritter Abschnitt: Verfahrensvor- 


schriften für die Bestellung 

§ 14 Bestellung 8 

§ 15 Versagung der Bestellung 8 

§ 16 Berufsurkunde und Beruf seid 8 

§ 17 Berufsbezeichnung 8 

§ 18 Erlöschen der Bestellung 9 

§ 19 Zurücknahme der Bestellung 9 

§ 20 Zuständige Behörde 9 

§ 21 Bekanntgabe 9 

§ 22 Wiederbestellung 9 


Vierter Abschnitt: Wirtschaftsprüfer 
im Genossenschaftswesen 

§ 23 Wirtschaftsprüfer im Genossenschafts- 


wesen 10 

§ 24 Ermächtigung zur Prüfung von Genos- 
senschaften 10 

Fünfter Abschnitt: Wirtschaftsprü- 
fungs- und Steuerberatungsgesellschaften 

§ 25 Rechtsform 10 

§ 26 Voraussetzungen für die Anerkennung 10 

§ 27 Verfahren 11 

§ 28 Versagung der Anerkennung 11 

§ 29 Anerkennungsbehörde und Urkunde . . 11 

§ 30 Firma der Wirtschaftsprüf ungs- und 

Steuerberatungsgesellschaft 11 

§ 31 Bestätigungsvermerke 12 

§ 32 Erlöschen der Anerkennung 12 
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§ 33 Zurücknahme der Anerkennung 12 

§ 34 Bekanntgabe 12 

Sechster Abschnitt: Berufsregister 

§ 35 Registerführende Stelle 12 

§ 36 Eintragimg 12 

§ 37 Löschung 13 

§ 38 Eintragung und Löschung auf Antrag 

und von Amts wegen 13 

§ 39 Anzeigepflichten . 13 

§ 40 Bekanntmachung 13 


DRITTER TEIL 

Rechte und Pflichten der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 


§ 41 Allgemeine Berufspflichten 13 

§ 42 Eigenverantwortliche Tätigkeit 14 

§ 43 Prokuristen 14 

§ 44 Beurlaubung 14 

§ 45 Zweigniederlassungen 14 

§ 46 Siegel 15 

§ 47 Versagung der Tätigkeit 15 

§ 48 Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen . 15 

§ 49 Mitteilung der Ablehnung eines Auf- 
trags 15 

§ 50 Handakten 15 

§ 51 Verjährung von Ersatzansprüchen .... 15 

§ 52 Kundmachung und Werbung 15 

§ 53 Wechsel des Auftraggebers 15 

§ 54 Berufshaftpflichtversicberung 16 

§ 55 Gebührenordnung 16 


§ 56 Anwendung der Vorschriften über die 
Rechte und Pflichten der Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater auf Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaften 16 

VIERTER TEIL 

Organisation des Berufs 


§ 57 Aufgaben der Bundeskammer 16 

§ 58 Mitgliedschaft 16 

§ 59 Organe 16 

§ 60 Satzung 17 

§ 61 Beiträge und Gebühren 17 

§ 62 Besondere Pflichten gegenüber der Bun- 
de skammer 17 

§ 63 Rügerecht des Vorstandes 17 
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§ 64 Antrag auf berufsgerichtliche Entschei- 
dung 17 

§ 65 Pflicht der Mitglieder des Vorstandes, 

des Beirats und der Ausschüsse zur 
Verschwiegenheit 18 

§ 66 Arbeitsgemeinschaft für das Prüfungs- 
und Beratungswesen 18 

§ 67 Staatsaufsicht 18 


FÜNFTER TEIL 

Berufsgerichtsbarkeit 

Erster Abschnitt: Die berufsgericht- 
liche Ahndung von Pflichtverletzungen 


§ 68 Ahndung einer Pflichtverletzung 18 

§ 69 Berufsgerichtliche Maßnahmen 18 

§ 70 Rüge und berufsgerichtlicbe Maßnahmen 19 

§ 71 Anderweitige Bestrafung 19 

§ 72 Verjährung der Verfolgung einer Pflicht- 
verletzung 19 

§ 73 Vorschriften für die Mitglieder der Bun- 

deskammer, die nicht Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater sind 19 


Zweiter Abschnitt: Die Gerichte 
§ 74 Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuer- 


beratersachen 19 

§ 75 Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
tersachen beim Oiberlandesgericht .... 19 

§ 76 Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
tersachen beim Bundesgerichtshof .... 19 

§ 77 Wirtschaftsprüfer-Steuerberater als Bei- 
sitzer 19 

§ 78 Voraussetzungen für die Berufung zum 

Beisitzer und Recht zur Ablehnung .... 20 

§ 79 Enthebung vom Amt des Beisitzers .... 20 

§ 80 Stellung der ehrenamtlichen Beisitzer 

und Pflicht zur Verschwiegenheit 20 

§ 81 Reihenfolge der Teilnahme an den Sit- 
zungen 20 

§ 82 Entschädigung der ehrenamtlichen Bei- 
sitzer 20 


Dritter Abschnitt: 
1. Verfahrensvorschriften 


§ 83 Vorschriften für das Verfahren 21 

§ 84 Keine Verhaftung des Wirtschaftsprüfer- 

Steuerberaters 21 

§ 85 Verteidigung 21 

§ 86 Abschluß der Ermittlungen und Schluß- 
gehör ,. 21 
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§ 87 Akteneinsicht des Wirtschaftsprüfer- 

Steuerberaters 21 

§ 88 Verhältnis des berufsgerichtlichen Ver- 

fahrens zum Straf- oder Bußgeldver- 
ffahren 21 

§ 89 Verhältnis des berufsgerichtlichen Ver- 

fahrens zu dem Verfahren anderer Be- 
rufsgerichts- oder Ehrengerichtsbar- 
keiten 21 

§ 90 Aussetzung des berufsgerichtlichen Ver- 
fahrens 22 

2. Das Verfahren im ersten Rechtszug 

§ 91 Mitwirkung der Staatsanwaltschaft .... 22 

§ 92 Einleitung des berufsgerichtlichen Ver- 
fahrens 22 

§ 93 Gerichtliche Entscheidung über die Ein- 
leitung des Verfahrens 22 

§ 94 Entscheidung über den Antrag auf Er- 
öffnung der berufsgerichtlichen Vor- 
untersuchung 22 

§ 95 Untersuchungsrichter 22 

§ 96 Vernehmung des Wirtschaftsprüfer- 

Steuerberaters 22 

§ 97 Teilnahme an Beweiserhebungen 22 

§ 98 Anhörung vor Schluß der berufsgericht- 
lichen Voruntersuchung 23 

§ 99 Schluß der berufsgerichtlichen Vorunter- 
suchung 23 

§ 100 Anträge der Staatsanwaltschaft nach 
Schluß der berufsgerichtlichen Vorunter- 
suchung 23 

§ 101 Inhalt der Anschuldigungsschrift 23 

§ 102 Entscheidung über die Eröffnung des 

Hauptverfahrens 23 

§103 Rechtskraftwirkung eines ablehnenden 

Beschlusses 23 

§ 104 Zustellung des Eröffnungsbeschlusses . . 23 

§105 Hauptverhandlung trotz Ausbleibens 

des Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters . . 23 

§ 106 Nichtöffentliche Hauptverhandlung .... 24 

§ 107 Beweisaufnahme durch einen ersuchten 

Richter 24 

§108 Verlesen von Protokollen 24 

§109 Entscheidung 24 

3. Die Rechtsmittel 

§110 Beschwerde 24 

§111 Berufung 24 

§ 112 Mitwirkung der Staatsanwaltschaft vor 

dem Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
beratersachen 25 

§113 Revision 25 
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§114 Mitwirkung der Staatsanwaltschaft vor 


dem Bundesgerichtshof 25 

4. Die Sicherung von Beweisen 

§115 Anordnung der Beweissicherung 25 

§116 Verfahren 25 

5. Das Berufsverbot 

§117 Voraussetzung des Verbotes 25 

§118 Mündliche Verhandlung 25 

§119 Abstimmung über das Verbot 26 

§ 120 Verbot im Anschluß an die Hauptver- 
handlung 26 

§ 121 Zustellung des Beschlusses 26 

§ 122 Wirkung des Verbotes 26 

§ 123 Zuwiderhandlungen gegen das Verbot . 26 

§ 124 Beschwerde 26 

§125 Außerkrafttreten des Verbotes 26 

§ 126 Aufhebung des Verbotes 26 

§127 Bestellung eines Vertreters 26 


Vierter Abschnitt: Die Kosten in dem 
berufsgerichtlichen Verfahren und in dem Ver- 


fahren bei Anträgen auf berufsgerichtliche 

Entscheidung über die Rüge 

§ 128 Gebührenfreiheit, Auslagen 27 

§129 Kosten bei Anträgen auf Einleitung des 

berufsgerichtlichen Verfahrens 27 

§ 130 Kostenpflicht des Verurteilten 27 

§131 Kostenpflicht in dem Verfahren bei An- 
trägen auf berufsgerichtliche Entschei- 
dung über die Rüge 27 

§ 132 Haftung der Bundeskammer 27 

§133 Vollstreckung der berufsgerichtlichen 

Maßnahmen und der Kosten 27 


Fünfter Abschnitt: Anzuwendende 
Vorschriften 

§ 134 Entsprechende Anwendung des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes, der Strafpro- 
zeßordnung und des Gerichtskostenge- 


setzes 28 

§135 Tilgung 28 


SECHSTER TEIL 

Fortgelten früherer Bestellungen und 
Anerkennungen 

Erster Abschnitt: Wirtschaftsprüfer 
und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

§136 Berufszugehörigkeit und Berufsbezeich- 


nung 28 

§137 Inhalt der Tätigkeit 28 


3 



Drucksache VI/1617 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Seite 

Zweiter Abschnitt: Steuerberater und 
Steuerberatungsgesellschaften 

§138 Steuerberater und Steuerberatungsge- 


sellschaften 28 

§ 139 Inhalt der Tätigkeit 29 


Dritter Abschnitt: 

§ 140 Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und 
Steuerberatungsgesellschaft 29 

Vierter Abschnitt: 

§ 141 Vereidigte Buchprüfer und Buchprü- 


fungsgesellschaften 29 

§142 Inhalt der Tätigkeit 29 

Fünfter Abschnitt: 

§143 Anwendung von Vorschriften des Ge- 
setzes 29 

Sechster Ab schnitt: 

§ 144 Wiederbestellung 30 

Siebtenter Abschnitt: 


§145 Anerkennung neuer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften, Steuerberatungsge- 
sellschaften und Buchprüfungsgesell- 
schaften 30 

SIEBENTER TEIL 

Bußgeld- und Strafvorschriften 

§ 146 Verbot verwechselungsfähiger Berufs- 


bezeichnungen 30 

§147 Schutz der Bezeichnungen 30 


ACHTER TEIL 

Verwaltungsgebühren 

§148 Gebühren für Zulassung, Prüfung und 

Wiederbestellung 30 

§ 149 Gebühren für die Anerkennung als 
Wirtschaf tsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaft, Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft 
oder Buchprüfungsgesellschaft 31 

NEUNTER TEIL 

Verkürzte Prüfungen 

§150 Verkürzte Prüfung für Steuerberater . . 31 

§ 151 Verkürzte^Prüfung für Wirtschaftsprüfer 31 
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§152 Durchführungsbestimmungen 31 

§ 153 Bestellung 31 


ZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 


§154 Behandlung schwebender Anträge und 

Verfahren 31 

§155 Prüfungen für Bewerber, die ihre Aus- 

bildung als Steuerberater begonnen 
haben 32 

§156 Prüfungen für Bewerber, die ihre Aus- 

bildung als Wirtschaftsprüfer begonnen 
haben 32 

§157 Ergänzungsprüfung für nach Inkrafttre- 
ten des Gesetzes bestellte Steuerberater 32 

§158 Ergänzungsprüfung für nach Inkrafttre- 

ten des Gesetzes bestellte Wirtschafts- 
prüfer 32 

§159 Berufsregister 32 

§ 160 Einberufung der ersten Bundesversamm- 
lung 33 

§ 161 Auflösung bisheriger Berufskammern . 33 

§162 Regelung der Ausbildung des Berufs- 
nachwuchses 33 

§ 163 Aufhebung gesetzlicher Bestimmungen . 33 

§ 164 Geltung in Berlin 34 

§165 Inkrafttreten 34 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs- 
gesellschaften 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater ist, wer als 
solcher öffentlich bestellt ist. Die Bestellung setzt 
den Nachweis der persönlichen und fachlichen Eig- 
nung im Zulassungs- und Prüfungsverfahren voraus. 

(2) Die nach diesem Gesetz bestellten Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater sind zugleich Wirtschaftsprüfer 
im Genossenschaftswesen im Sinne des Genossen- 
schaftsgesetzes. 

(3) Der Wirtschaftsprüfer- Steuerberater übt einen 
freien Beruf aus. Seine Tätigkeit ist kein Gewerbe. 
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(4) Wirtschaf tsprüfungs- und Steuerberatungsge- 
sellschaften bedürfen der Anerkennung. Die Aner- 
kennung setzt den Nachweis voraus, daß die Gesell- 
schaft von Wirtschaftsprüfer-Steuerberatern verant- 
wortlich geführt wird. 

§2 

Inhalt der Tätigkeit 

Wirtschaftsprüfer-Steuerberater haben die beruf- 
liche Aufgabe 

1. betriebswirtschaftliche Prüfungen, insbesondere 
solche von Jahresabschlüssen wirtschaftlicher 
Unternehmen, durchzuführen und Bestätigungs- 
vermerke über die Vornahme und das Ergebnis 
solcher Prüfungen zu erteilen; 

2. im Rahmen ihres Auftrages ihre Auftraggeber in 
Steuersachen zu beraten, sie zu vertreten und 
ihnen bei der Bearbeitung ihrer Steuerangelegen- 
heiten und bei der Erfüllung ihrer steuerlichen 
Pflichten Hilfe zu leisten. Dazu gehören auch die 
Hilfeleistung in Steuerstrafsachen und Bußgeld- 
sachen wegen einer Steuerordnungs Widrigkeit 
sowie die Hilfeleistung bei der Erfüllung von 
Buchführungspflichten, die auf Grund von Steuer- 
gesetzen bestehen, insbesondere die Aufstellung 
von Steuerbilanzen und deren steuerrechtliche 
Beurteilung; 

3. ihre Auftraggeber in betriebswirtschaftlichen 
Fragen zu beraten. Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
ter können unter Berufung auf ihren Berufseid 
auf den Gebieten der wirtschaftlichen Betriebs- 
führung und des Steuerwesens als Sachverstän- 
dige auftreten. 

§ 3 

Räumlicher Bereich der Tätigkeit 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und Wirt- 
schaf tsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften 
können von ihrer Niederlassung aus ohne räumliche 
Beschränkung tätig werden. Sie dürfen Zweignieder- 
lassungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes er- 
richten. 

(2) Wird die Niederlassung außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes unterhalten, so muß 
der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater einen im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ansässigen Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater als Zustellungsbevollmächtig- 
ten bestellen. 

§ 4 

Bundeskammer der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 

(1) Zur Erfüllung der beruflichen Selbstverwal- 
tungsaufgaben wird eine Bundeskammer der Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater gebildet (Bundeskam- 
mer); sie führt die Bezeichnung „Bundeskammer der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater". 

(2) Die Bundeskammer ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Ihr Sitz bestimmt sich nach ihrer 
Satzung. 


(3) Die Bundeskammer kann Landesgeschäftsstel- 
len errichten. 


ZWEITER TEIL 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

ERSTER ABSCHNITT 

Zulassung 

§ 5 

Zulassungsausschuß 

(1) über die Zulassung zur Prüfung entscheidet 
ein Zulassungsausschuß, der bei der für die Wirt- 
schaft zuständigen obersten Landesbehörde (oberste 
Landesbehörde) im Einvernehmen mit der für die 
Finanzverwaltung zuständigen obersten Landes- 
behörde gebildet wird. Mehrere Länder können bei 
einer obersten Landesbehörde einen gemeinsamen 
Zulassungsausschuß bilden. 

(2) Dem Zulassungsausschuß gehören als Mitglie- 
der an 

ein Vertreter der obersten Landesbehörde als Vor- 
sitzer, 

ein Vertreter der für die Finanzverwaltung zuständi- 
gen obersten Landesbehörde als stellvertretender 
Vorsitzer, 

zwei Vertreter der Wirtschaft, davon ein Vertreter 
der Deutschen Genossenschaftskasse, 

zwei Wirtschaftsprüfer-Steuerberater. 

(3) Für die Zulassung von Bewerbern, die bean- 
tragt haben, besonders auf dem Gebiet des genos- 
senschaftlichen Prüfungswesens geprüft zu werden, 
muß einer der in Absatz 2 genannten Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater im genossenschaftlichen Prü- 
fungswesen tätig sein. 

(4) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn minde- 
stens der Vorsitzer oder der stellvertretende Vor- 
sitzer, ein Vertreter der Wirtschaft und ein Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater anwesend sind. Bei der 
Entscheidung über Anträge von Bewerbern, die be- 
antragt haben, besonders auf dem Gebiet des ge- 
nossenschaftlichen Prüfungswesens geprüft zu wer- 
den, müssen der Vertreter der Deutschen Genossen- 
schaftskasse und der im genossenschaftlichen Prü- 
fungswesen tätige Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 
anwesend sein. 

(5) Der Ausschuß entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzers. Ablehnungen sind zu begründen und 
mit Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(6) Die Mitglieder des Zulassungsausschusses 
haben das Recht, die Antragsunterlagen einzusehen. 
Sie haben über die ihnen bei ihrer Tätigkeit be- 
kanntgewordenen Tatsachen Verschwiegenheit zu 
bewahren. Sie sind auf gewissenhafte Erfüllung 
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ihrer Obliegenheiten durch Handschlag zu verpflich- 
ten, soweit sie nicht Beamte sind. 

§ 6 

Berufung der Mitglieder des Zulassungsausschusses 

(1) Die Mitglieder des Zulassungsausschusses wer- 
den von der obersten Landesbehörde im Einverneh- 
men mit der für die Finanz Verwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörde auf Vorschlag der in Ab- 
satz 2 genannten Stellen berufen. Für jedes Mitglied, 
das nicht Beamter ist, ist wenigstens ein Stellver- 
treter zu berufen. Die Mitglieder und ihre Stellver- 
treter sind in der Regel für die Dauer von drei Jah- 
ren zu berufen. Die Berufung kann aus wichtigem 
Grunde zurückgenommen werden. Vor der Abberu- 
fung von Mitgliedern, die Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater sind, ist die Bundeskammer zu hören. 

(2) Der Vertreter der für die Finanzverwaltung 
zuständigen obersten Landesbehörde wird von die- 
ser vorgesdilagen. Vorschläge für die Vertreter der 
Wirtschaft sind von der am Ort der obersten Lan- 
desbehörde bestehenden Industrie- und Handels- 
kammer, bei gemeinsamen Zulassungsausschüssen 
mehrerer Länder von der von den Ländern bestimm-: 
ten Industrie- und Landeskammer, für den Vertreter 
der Deutschen Genossenschaftskasse von dem Vor- 
stand der Deutschen Genossenschaftskasse im Eim 
vernehmen mit dem Freien Ausschuß der deutschen 
Genossenschaftsverbände im Bundesgebiet (Freier 
Ausschuß) zu machen. Vorschläge für die Wirt- 
sdiaftsprüfer-Steuerberater sind von der Bundes- 
kammer einzureichen. Die im genossenschaftlichen 
Prüfungswesen tätigen Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater sind im Einvernehmen mit dem Freien Aus- 
schuß vorzuschlagen. Die oberste Landeshehörde 
kann verlangen, daß wiederholt Vorschläge einge- 
reicht werden. 

§ 7 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung ist an 
den Zulassungsausschuß zu richten, in dessen Be- 
reich der Bewerber seine berufliche Tätigkeit aus- 
übt oder in Ermangelung einer solchen seinen 
Wohnsitz hat. Hat der Bewerber keinen Wohnsitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, so ist für die 
Zulassung der Zulassungsausschuß der obersten 
Landesbehörde des Landes zuständig, in dem die 
Bundeskammer ihren Sitz hat. 

(2) Der Zulassungsausschuß soll über den Bewer- 
ber Auskünfte und gutachtliche Äußerungen der 
Bundeskammer einholen. Er kann ferner entspre- 
chende Anfragen an Industrie- und Handelskam- 
mern, genossensdiaftliche Spitzenverbände, Spar- 
kassen- und Giroverbände und sonstige Stellen 
richten. 


§ 8 

Voraussetzungen für die Zulassung (Vorbildung) 

(1) Die Zulassung setzt voraus, daß der Bewerber 

1. den Abschluß eines betriebswirtschaftlichen, 
volkswirtschaftlichen, juristischen, technischen 
oder landwirtsdaaftlichen Studiums an einer Uni- 
versität oder entsprechenden wissenschaftlichen 
Hochschule nach weist; 

2. eine für die Ausübung des Berufs genügende 
praktische Ausbildung erhalten hat, insbesondere 
eine mindestens fünfjährige praktische Tätigkeit 
im Wirtschaftsleben nachweist, von der wenig- 
stens vier Jahre als Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Prüfung und des Steuerwesens abgeleistet 
sein müssen. 

(2) Auf den Nachweis des abgeschlossenen Hoch- 
schulstudiums kann verzichtet werden, 

1. wenn sich der Bewerber nach Vollendung des 
18. Lebensjahres in mindestens zehnjähriger 
Tätigkeit als Mitarbeiter eines Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberaters, eine Wirtschaftsprüfers, einer 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaft, einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
eines genossenschaftlichen Prüfungsverbandes 
oder der Prüfungsstelle eines Sparkassen- und 
Giroverbanides oder einer überörtlichen Prü- 
fungseinrichtung für öffentliche Körperschaften 
bewährt hat, oder 

2. wenn der Bewerber seit mindestens fünf Jahren 
den Beruf als vereidigter Buchprüfer ausgeübt 
und während dieser Zeit in fremden Unterneh- 
men betriebswirtschaftliche Prüfungen vorge- 
nommen hat, oder 

3. wenn der Bewerber fünf Jahre als fachlicher 
Mitarbeiter eines Steuerberaters oder einer 
Steuerberatungsgesellschaft auf den zum Inhalt 
der Tätigkeit eines Steuerberaters gehörenden 
Fachgebieten tätig war oder den Beruf als Steuer- 
bevollmächtigter fünf Jahre ausgeübt hat und 
weitere fünf Jahre als Mitarbeiter eines Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberaters, eines Wirtschafts- 
prüfers, einer Wirtschaftsprüfungs- und Steuer- 
beratungsgesellschaft, einer Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft, eines genossenschaftlichen Prüfungs- 
verbandes oder der Prüfungsstelle eines Spar- 
kassen- und Giroverbandes oder einer überört- 
lichen Prüfungseinrichtung für öffentliche Kör- 
perschaften tätig war. Für diese Tätigkeit muß 
der Nachweis der Bewährung erbracht sein. 

Die Tätigkeit als Mitarbeiter nach Nummer 1 
oder die Tätigkeit als fachlicher Mitarbeiter eines 
Steuerberaters oder einer Steuerberatungsgesell- 
schaft oder die Tätigkeit als Steuerbevollmächtigter 
nach Nummer 3 verkürzt sich bei Bewerbern, denen 
von einer anerkannten Fachhochschule die Bezeidr- 
nung „Betriebswirt grad." verliehen ist, um zwei 
Jahre. 
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§ 9 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Tätigkeit auf dem Gebiet der Prüfung und des 
Steuerwesens) 

(1) Das Erfordernis der Prüfungstätigkeit ist er- 
füllt, wenn der Bewerber nachweislich in fremden 
Unternehmen materielle Buch- und Bilanzprüfungen 
nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen durchge- 
führt hat. Als fremd gilt ein Unternehmen, dem der 
Bewerber weder als Leiter noch als Angestellter 
angehört hat 

(2) Die Prüfungstätigkeit muß in eigener Praxis 
oder als Mitarbeiter einer auf dem Gebiet des Prü- 
fungswesens tätigen Person oder Gesellschaft, in 
einem genossenschaftlichen Prüfungsverband, einer 
Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverban- 
des oder einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für 
öffentliche Körperschaften ausgeübt worden sein. 

(3) Eine Tätigkeit als Revisor in größeren Unter- 
nehmen kann bis zur Höchstdauer von zwei Jahren 
auf die Prüfungstätigkeit angerechnet werden. Das- 
selbe gilt für Prüfer im öffentlichen Dienst, sofern 
der Bewerber nachweislich selbständig Prüfungen 
von größeren Betrieben durchgeführt hat. Eine Tätig- 
keit als fachlicher Mitarbeiter eines Steuerberaters 
auf den zum Inhalt der Tätigkeit eines Steuerbera- 
ters gehörenden Fachgebieten kann bis zur Höchst- 
dauer von zwei Jahren auf die Prüfungstätigkeit 
angerechnet werden, wenn der Bewerber sich wäh- 
rend dieser Zeit bewährt hat. 

(4) Das Erfordernis der Tätigkeit auf dem Gebiet 
des Steuerwesens ist erfüllt, wenn der Bewerber 
hauptberuflich oder in Verbindung mit einer Tätig- 
keit nach Absatz 1 bis 3 auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens tätig war. 

(5) Von seiner gesamten Tätigkeit auf dem Gebiet 
der Prüfung und des Steuerwesens muß der Be- 
werber wenigstens während der Dauer zweier Jahre 
bei einem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, einem 
Wirtschaftsprüfer, einer Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft, einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft oder einem genossenschaftlichen 
Prüfungsverband, bei dem ein Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater oder ein Wirtschaftsprüfer tätig ist, an 
Abschlußprüfungen teilgenommen, bei der Abfas- 
sung der Prüfungsberichte mitgewirkt und Steuer- 
angelegenheiten von Auftraggebern bearbeitet ha- 
ben. Er soll während dieser Zeit an gesetzlich vor- 
geschriebenen Prüfungen teilgenommen und bei der 
Abfassung der Prüfungsberichte hierüber mitgewirkt 
haben. 

(6) Für Bewerber, die ihre fachliche Ausbildung 
in der Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giro- 
verbandes oder in einer überörtlichen Prüfungsein- 
richtung für öffentliche Körperschaften erworben 
haben, gilt die zweijährige Tätigkeit auf dem Ge- 
biet der Prüfung und des Steuerwesens in einer 
Prüfungsstelle eines Sparkassen- und Giroverbandes 
oder in einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für 
öffentliche Körperschaften, in denen ein Wirtschafts- 


prüfer-Steuerberater oder ein Wirtschaftsprüfer tätig 
ist, als Tätigkeit nach Absatz 5. 

(7) Der Zulassungsausschuß kann in Härtefällen 
von der Vorschrift des Absatzes 5 Ausnahmen ins- 
besondere für vereidigte Buchprüfer zulassen. Für 
Bewerber, die ihre fachliche Ausbildung im genos- 
senschaftlichen Prüfungswesen erworben haben, 
werden diese Ausnahmen bis zum Inkrafttreten des 
§ 63 b Abs. 5 Genossenschaftsgesetz gewährt. 

§ 10 

Versagung der Zulassung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, 
wenn 

1. der Bewerber infolge strafgerichtlicher Verurtei- 
lung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter nicht besitzt; 

2. der Bewerber in einem Dienststrafverfahren 
durch rechtskräftiges Urteil mit der Entfernung 
aus dem Dienst bestraft worden ist; 

3. der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, das die Ausschließung aus dem Beruf 
rechtfertigen würde; 

4. der Bewerber infolge eines körperlichen Gebre- 
chens oder wegen Schwäche seiner geistigen 
Kräfte dauernd unfähig ist, den Beruf des Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberaters ordnungsgemäß aus- 
zuüben; 

5. der Bewerber sich nicht in geordneten wirtschaft- 
lichen Verhältnissen befindet. 

(2) Die Zulassung zur Prüfung kann versagt wer- 
den, wenn 

1. der Bewerber infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über sein Vermögen allgemein 
beschränkt ist; 

2. der Bewerber sich so verhalten hat, daß die Be- 
sorgnis begründet ist, er werde den Berufspflich- 
ten als Wirtschaftsprüfer-Steuerberater nicht ge- 
nügen; 

3. der Bewerber nicht Deutscher im Sinne des Ar- 
tikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist; die Be- 
stimmung des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269) sowie 
Bestimmungen in Staatsverträgen bleiben un- 
berührt. 

§ 11 

Zurücknahme der Zulassung 

Werden vor vollendeter Prüfung Tatsachen im 
Sinne des § 10 Abs. 1 bekannt, so hat der Zulas- 
sungsausschuß nach Anhörung des Bewerbers die 
Zulassung zurückzunehmen. Werden Tatsachen im 
Sinne des § 10 Abs. 2 bekannt, so kann er nach An- 
hörung des Bewerbers die Zulassung zurücknehmen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Prüfung 

§ 12 

Prüfungsausschuß und Gliederung der Prüfung 

(1) Zugelassene Bewerber legen die Prüfung als 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater vor dem Prüfungs- 
ausschuß ab. 

(2) Die Prüfung gliedert sich in eine schriftliche 
und eine mündliche Prüfung. Die schriftliche Prü- 
fung besteht aus sechs unter Aufsicht zu fertigenden 
Arbeiten. 

(3) An alle Bewerber sind ohne Rücksicht auf 
ihren beruflichen Werdegang gleiche Anforderungen 
zu stellen. 

§ 13 

Einzelheiten des Prüfungsverfahrens 

Der Bundesminister für Wirtschaft regelt im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsver Ordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Einrichtung des Prüfungsausschusses 
bei der obersten Landesbehörde, die Zusammenset- 
zung des Prüfungsausschusses und die Berufung sei- 
ner Mitglieder sowie die Einzelheiten der Prüfung 
und des Prüfungsverfahrens, insbesondere die dem 
Antrag auf Zulassung zur Prüfung beizufügenden 
Unterlagen, die Prüfungsgebiete, die schriftliche und 
mündliche Prüfung, Rücktritt und Ausschluß von der 
Prüfung, Prüfungsergebnis, Ergänzungsprüfung, 
Wiederholung einzelner Prüfungsteile und der Ge- 
samtprüfung, sowie Mitteilung des Prüfungsergeb- 
nisses. 

DRITTER ABSCHNITT 

Verfahrens Vorschriften für die Bestellung 

§ 14 

Bestellung 

(1) Nach bestandener Prüfung wird der Bewerber 
auf Antrag durch Aushändigung einer von der 
obersten Landesbehörde im Einvernehmen mit der 
für die Finanzverwaltung zuständigen obersten 
Landesbehörde ausgestellten Urkunde als Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater bestellt. Zuständig ist 
die oberste Landesbehörde des Landes, in dem der 
Bewerber seine berufliche Niederlassung begründen 
oder seine berufliche Tätigkeit aufnehmen will. Be- 
absichtigt der Bewerber, seine berufliche Niederlas- 
sung außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes zu begründen, so ist die oberste Landesbe- 
hörde des Landes zuständig, in dem die Bundes- 
kammer ihren Sitz hat. 

(2) Bei Bewerbern, die vor ihrer Bestellung zum 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater vereidigter Buch- 
prüfer oder Steuerbevollmächtigter waren, erlischt 
diese Bestellung. 


§ 15 

Versagung der Bestellung 

(1) Die Bestellung muß versagt werden, 

1. wenn in der Person des Bewerbers Gründe ein- 
getreten oder bekanntgeworden sind, aus denen 
seine Zulassung zur Prüfung hätte versagt wer- 
den müssen oder die Bestellung nach § 19 Abs. 1 
Nr. 1 zurückzunehmen wäre; 

2. solange der Bewerber, der den Beruf selbständig 
ausüben will, die vorläufige Deckungszusage auf 
den Antrag zum Abschluß der gesetzlich vorge- 
schriebenen Berufshaftpflichtversicherung nicht 
vorgelegt hat; 

3. wenn der Bewerber den Antrag auf Bestellung 
nicht innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren 
nach bestandener Prüfung gestellt hat. 

(2) Die Bestellung kann versagt werden, wenn 

1. Gründe eingetreten oder bekanntgeworden sind, 
aus denen die Zulassung zur Prüfung hätte ver- 
sagt oder zurückgenommen werden können; 

2. der Bewerber seinen Wohnsitz nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hat. 

(3) Die oberste Landesbehörde kann die erforder- 
lichen Feststellungen durch den Zulassungsausschuß 
treffen lassen. 

(4) über die Versagung der Bestellung entschei- 
det die oberste Landesbehörde im Einvernehmen mit 
der für die Finanzverwaltung zuständigen obersten 
Landesbehörde nach Anhörung des Bewerbers. Die 
Bundeskammer soll gehört werden. Die Entschei- 
dung ist zu begründen und mit Rechtsmittelbeleh- 
rung zu versehen. 

§ 16 

Berufsurkunde und Berufseid 

(1) Bewerber haben vor Aushändigung der Ur- 
kunde den Berufseid vor der obersten Landesbe- 
hörde oder einer von ihr im Einzelfall beauftragten 
Stelle zu leisten. Die Eidesformel lautet: 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwissenden, daß ich die Pflichten eines Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberaters verantwortungsbe- 
wußt und sorgfältig erfüllen, insbesondere Ver- 
schwiegenheit bewahren und Prüfungsberichte 
und Gutachten gewissenhaft und unparteiisch 
erstatten werde, so wahr mir Gott helfe." 

(2) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung 
geleistet werden. 

§ 17 

Berufsbezeichnung 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater haben im be- 
ruflichen Verkehr die Berufsbezeichnung „Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater" zu führen. 
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(2) Von einer Universität oder einer entsprechen- 
den wissenschaftlichen Hochschule verliehene aka- 
demische Grade und Titel sowie die Bezeichnung 
Assessor nach bestandenem zweiten juristischen 
Staatsexamen können neben der Berufsbezeichnung 
geführt werden. Amts- und Berufsbezeichnungen 
sind zusätzlich gestattet, wenn sie amtlich verliehen 
worden sind und es sich um Bezeichnungen für eine 
Tätigkeit handelt, die neben der Tätigkeit des Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberaters ausgeübt werden darf 
(§ 40). Andere Zusätze und der Hinweis auf eine 
ehemalige Beamteneigenschaft in Verbindung mit 
der Führung der Berufsbezeichnung Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberater sind unzulässig. 

§ 18 

Erlöschen der Bestellung 

(1) Die Bestellung erlischt durch 

1. Tod, 

2. Verzicht, 

3. rechtskräftige Ausschließung aus dem Beruf. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der 
obersten Landesbehörde zu erklären. Für die Zu- 
ständigkeit der obersten Landesbehörde gilt § 20 
sinngemäß. 

§ 19 

Zurücknahme der Bestellung 

(1) Die Bestellung ist zurückzunehmen, wenn der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 

1. seinen Beruf nicht mehr eigenverantwortlich aus- 
übt oder eine Beschäftigung betreibt, die mit dem 
Beruf nach i§ 41 Abs. 2 und 3 unvereinbar ist; 

2. die Berufshaftpflichtversicherung in der gesetz- 
lich vorgeschriebenen Höhe nicht mehr unter- 
hält; 

3. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren 
hat; 

4. infolge eines körperlichen Gebrechens oder we- 
gen Schwäche seiner geistigen Kräfte dauernd 
unfähig ist, seinen Beruf ordnungsmäßig auszu- 
üben; 

5. die Zulassung zur Prüfung oder die Bestellung 
durch unlautere Mittel, wie Täuschung, Zwang 
oder Bestechung, erschlichen hat oder wenn sie 
auf unrichtige Angaben zurückzuführen ist. 

(2) Die Bestellung kann zurückgenommen wer- 
den, wenn der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater in- 
folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung 
über sein Vermögen allgemein beschränkt ist. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 ist von einer 
Zurücknahme abzusehen, wenn anzunehmen ist, daß 
der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater künftig seinen 
Beruf eigenverantwortlich ausüben wird oder die 
nach § 40 Abs. 2 und 3 unvereinbare Tätigkeit dau- 
ernd aufgeben wird. Dem Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater kann hierfür eine angemessene Frist gesetzt 


werden. Kommt er seiner Verpflichtung innerhalb 
der gesetzten Frist nicht nach, so ist die Zurück- 
nahme der Bestellung auszusprechen. 

(4) Vor der Zurücknahme sind der Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater, die Bundeskammer und der 
Zulassungsausschuß zu hören. 

(5) Die Zurücknahme der Bestellung ist zu be- 
gründen und mit Rechtsmittelbelehrung zu versehen. 

(6) Die Zurücknahme der Bestellung wird mit 
dem Eintritt der Rechtskraft wirksam. 

§ 20 

Zuständige Behörde 

über die Zurücknahme der Bestellung des Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberaters entscheidet die oberste 
Landesbehörde, in deren Land seine berufliche Nie- 
derlassung besteht oder seine berufliche Tätigkeit 
ausgeübt wird, im Einvernehmen mit der für die 
Finanzverwaltung zuständigen obersten Landesbe- 
hörde. Besitzt er mehrere berufliche Niederlassun- 
gen, so ist die oberste Landesbehörde zuständig, in 
deren Land die Hauptniederlassung oder beim Feh- 
len einer solchen die zeitlich früher begründete Nie- 
derlassung besteht. Die oberste Landesbehörde kann 
die erforderlichen Feststellungen durch den Zulas- 
sungsausschuß treffen lassen. Hat der Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes keine berufliche Niederlassung, so ist die 
oberste Landesbehörde des Landes zuständig, in 
dem die Bundeskammer ihren Sitz hat. 

§ 21 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde teilt die Bestellung, 
deren Erlöschen oder Zurücknahme und die Wieder- 
bestellung dem Bundesminister für Wirtschaft, dem 
Bundesminister für Finanzen und der Bundeskam- 
mer mit. 

§ 22 

Wiederbestellung 

(1) Ein ehemaliger Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
ter kann wiederbestellt werden, wenn 

1. die Bestellung nach § 18 Abs. 1 Nr. 2 erloschen 
ist, es sei denn, daß der Verzicht nach Einleitung 
eines berufsgerichtlichen Verfahrens erklärt wor- 
den ist, das erwarten ließ, daß gegen ihn auf 
Ausschließung aus dem Beruf erkannt worden 
wäre ; 

2. die Bestellung nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 oder nach 
§ 19 Abs. 2 zurückgenommen ist. 

Für die Wiederbestellung gilt § 14 Abs. 1 sinnge- 
mäß. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann durch den 
Zulassungsausschuß feststellen lassen, ob die Vor- 
aussetzungen für eine Wiederbestellung vorhanden 
sind. 
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(3) Eine erneute Prüfung ist nicht erforderlich. 
Der Zulassungsausschuß kann im Einzelfall anord- 
nen, daß sich der Bewerber der Prüfung oder Teilen 
derselben zu unterziehen hat, wenn die pflichtge- 
mäße Ausübung des Berufes sonst nicht gewähr- 
leistet erscheint. 

(4) Die Wiederbestellung ist zu versagen, wenn 
der Zulassungsausschuß feststellt, daß die Voraus- 
setzungen für die Wiederbestellung unter sinngemä- 
ßer Anwendung der §§ 10 und 15 nicht vorliegen. 
§ 7 gilt sinngemäß. 

VIERTER ABSCHNITT 

Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 

§ 23 

Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 

Als Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater ist zur Prüfung von Genossenschaften 
zugelassen, wer 

1. nach § 1 Abs. Nr. 1 der Verordnung über Öffent- 
lich bestellte Wirtschaftsprüfer im Genossen- 
schaftswesen vom 7. Juli 1936 (Reichsgesetz- 
blatt I S. 559) als Wirtschaftsprüfer öffentlich be- 
stellt ist; 

2. Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater ist und nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 der Ver- 
ordnung über Öffentlich bestellte Wirtschaftsprü- 
fer im Genossenschaftswesen vom 7. Juli 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 559) zur Prüfung von Genos- 
senschaften besonders ermächtigt ist; 

3. nach der Wirtschaftsprüferordnung des Landes 
Rheinland-Pfalz vom 21. März 1950 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz Teil I S. 91) als Wirtschaftsprüfer 
öffentlich bestellt und nach § 17 der Wirtschafts- 
prüferordnung des Landes Rheinland-Pfalz für 
die Prüfung von Genossenschaften als geeignet 
bezeichnet ist; 

4. nach dem Gesetz über Wirtschaftsprüfer im Ge- 
nossenschaftswesen vom 17. Juli 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 385) als Wirtschaftsprüfer öffentlich 
bestellt oder zur Prüfung von Genossenschaften 
besonders ermächtigt ist; 

5. nach dem Gesetz über eine Berufsordnung der 
Wirtschaftsprüfer (WPO) vom 24. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1049) als Wirtschaftsprüfer be- 
stellt oder zur Prüfung von Genossenschaften 
besonders ermächtigt worden ist; 

6. nach diesem Gesetz als Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater bestellt oder zur Prüfung von Genossen- 
schaften besonders ermächtigt ist. 

§ 24 

Ermächtigung zur Prüfung von Genossenschaften 

Ein Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater, der vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes bestellt und nicht zur Prüfung von Genossen- 


schaften berechtigt oder besonders ermächtigt ist, 
kann zur Prüfung von Genossenschaften durch die 
oberste Landesbehörde ermächtigt werden. Die Er- 
mächtigung setzt voraus, daß der Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfer-Steuerberater im genossen- 
schaftlichen Prüfungswesen ausreichend vorgebildet 
und erfahren ist. Der Freie Ausschuß und die Bun- 
deskammer sollen hierzu gehört werden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaften 

§ 25 

Rechtsform 

(1) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, Offene Handelsgesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften können nach Maßgabe der Vorschrif- 
ten dieses Abschnittes als Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaften anerkannt werden. 

(2) Offene Handelsgesellschaften und Komman- 
ditgesellschaften können als Wirtschaftsprüfungs- 
und Steuerberatungsgesellschaften anerkannt wer- 
den, wenn sie wegen ihrer Treuhandtätigkeit als 
Handelsgesellschaften in das Handelsregister einge- 
tragen worden sind. 

§ 26 

Voraussetzungen für die Anerkennung 

(1) Voraussetzung für die Anerkennung ist, daß 
die Mitglieder des Vorstandes, die Geschäftsführer 
oder die persönlich haftenden Gesellschafter Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater sind und mindestens ein 
Mitglied des Vorstandes, ein Geschäftsführer oder 
ein persönlich haftender Gesellschafter seinen 
Wohnsitz am Sitz der Gesellschaft hat. Die Voraus- 
setzung für die Anerkennung ist auch dann erfüllt, 
wenn Mitglieder des Vorstandes, Geschäftsführer 
oder persönlich haftende Gesellschafter Wirtschafts- 
prüfer oder Steuerberater sind; dabei darf die Zahl 
der Steuerberater die Zahl der Wirtschaftsprüfer 
und Wirtschaftsprüfer-Steuerberater im Vorstand, 
unter den Geschäftsführern oder unter den persön- 
lich haftenden Gesellschaftern nicht übersteigen. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann im Einver- 
nehmen mit der für die Finanzverwaltung zustän- 
digen obersten Landesbehörde nach Anhörung der 
Bundeskammer genehmigen, daß vereidigte Buch- 
prüfer sowie besonders befähigte Kräfte anderer Fach- 
richtungen (zum Beispiel Juristen, Techniker) ne- 
ben Wirtschaftsprüfer-Steuerberatern, Wirtschafts- 
prüfern und Steuerberatern Vorstandsmitglieder, 
Geschäftsführer oder persönlich haftende Gesell- 
schafter von Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaften werden. Die Genehmigung darf 
bei Personen anderer Fachrichtungen nur versagt 
werden, wenn die besondere Fachkunde fehlt oder 
die charakterliche Zuverlässigkeit nicht vorhanden 
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ist. Die Zahl der Vorstandsmitglieder, Geschäfts- 
führer oder persönlich haftenden Gesellschafter, die 
nicht Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, Wirtschafts- 
prüfer oder Steuerberater sind, darf die Zahl der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und Wirtschafts- 
prüfer im Vorstand, unter den Geschäftsführern 
oder unter den persönlich haftenden Gesellschaftern 
nicht übersteigen. 

(3) Die oberste Landesbehörde kann weiterhin 
nach Anhörung der Bundeskammer genehmigen, 
daß Personen, die in einem ausländischen Staat als 
sachverständige Prüfer ermächtigt oder bestellt 
sind, neben Wirtschaftsprüfer-Steuerberatern, Wirt- 
schaftsprüfern und Steuerberatern Vorstandsmitglie- 
der, Geschäftsführer oder persönlich haftende Ge- 
sellschafter von Wirtschaftsprüfungs- und Steuer- 
beratungsgesellschaften werden können, wenn die 
Voraussetzungen für ihre Ermächtigung oder Be- 
stellung als sachverständige Prüfer den Vorschriften 
dieses Gesetzes im wesentlichen entsprechen und 
wenn für Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater, die nach diesem Gesetz tätig sein 
dürfen, in dem ausländischen Staat ähnliche Vor- 
schriften wirksam sind. In Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaften darf die Zahl solcher 
Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer oder persön- 
lich haftender Gesellschafter unter gleichzeitiger Be- 
rücksichtigung von Fällen des Absatzes 2 die Zahl 
der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, Wirtschafts- 
prüfer und Steuerberater im Vorstand, unter den 
Geschäftsführern oder unter den persönlich haften- 
den Gesellschaftern nicht übersteigen. Diejenigen 
sachverständigen, in einem ausländischen Staat er- 
mächtigten oder bestellten Prüfer, die als persönlich 
haftende Gesellschafter von der Geschäftsführung 
ausgeschlossen sind, bleiben unberücksichtigt. 

(4) Bei Aktiengesellschaften und Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien müssen die Aktien auf Na- 
men lauten. Die Übertragung muß an die Zustim- 
mung der Gesellschaft gebunden sein. 

(5) Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
muß das Stammkapital mindestens fünfzigtausend 
Deutsche Mark betragen und voll eingezahlt sein. 
Die Übertragung von Geschäftsanteilen muß an die 
Zustimmung der Gesellschaft gebunden sein. 

(6) Die Anerkennung setzt den Nachweis der vor- 
läufigen Deckungszusage auf den Antrag zum Ab- 
schluß der gesetzlich vorgeschriebenen Berufshaft- 
pflichtversicherung voraus. 

(7) Die Anerkennung setzt ferner voraus, daß 
nach der Satzung oder nach dem Gesellschaftsver- 
trag Personen, die nicht Wirtschaftsprüfer-Steuerbe- 
rater oder Wirtschaftsprüfer sind, die Gesellschaft 
nur gemeinschaftlich mit einem Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer vertreten und 
im beruflichen Verkehr die Geschäfte nur gemein- 
schaftlich mit diesen führen können. Der Anerken- 
nung steht nicht entgegen, daß Vorstandsmitglie- 
dern, Geschäftsführern oder persönlich haftenden 
Gesellschaftern, die Steuerberater sind, im beruf- 
lichen Verkehr auf dem Gebiet der Beratung und 


Vertretung in Steuersachen in der Satzung oder im 
Gesellschaftsvertrag ein Alleinvertretungsrecht ein- 
geräumt wird. 

§ 27 

Verfahren 

(1) Die Voraussetzungen für die Anerkennung 
werden vom Zulassungsausschuß geprüft. Für den 
Antrag auf Anerkennung finden die Vorschriften 
des § 7 sinngemäß Anwendung. 

(2) Dem Antrag sind eine Ausfertigung oder eine 
öffentlich beglaubigte Abschrift des Gesellschafts- 
vertrages oder der Satzung sowie ein beglaubigter 
Handelsregisterauszug der Gesellschaft beizufügen. 

§ 28 

Versagung der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ist zu versagen, wenn die 
Voraussetzungen gemäß § 26 nicht erfüllt sind. 

(2) Die Anerkennung kann versagt werden, wenn 
die Firma der Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbe- 
ratungsgesellschaft § 30 Abs. 2 sowie den nach § 57 
von der Bundeskammer zu erlassenden Richtlinien 
für die Berufsausübung nicht entspricht. 

§ 29 

Anerkennungsbehörde und Urkunde 

(1) Die Gesellschaft wird als Wirtschaftsprüfungs- 
und Steuerberatungsgesellschaft durch die oberste 
Landesbehörde, in deren Land die Gesellschaft ihren 
Sitz hat, im Einvernehmen mit der für die Finanz- 
verwaltung zuständigen obersten Landesbehörde 
anerkannt. 

(2) über die Anerkennung als Wirtschaftsprü- 
fungs- und Steuerberatungsgesellschaft stellt die 
oberste Landesbehörde im Einvernehmen mit der 
für die Finanzverwaltun^g zuständigen obersten Lan- 
desbehörde eine Urkunde aus. 

§ 30 

Firma der Wirtschaftsprüfungs- und Steuer- 
beratungsgesellschaft 

(1) Die anerkannte Gesellschaft ist verpflichtet, 
die Bezeichnung „Wirtschaftsprüfungs- und Steuer- 
beratungsgesellschaft" in die Firma aufzunehmen. 

(2) Die Firma einer Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft soll sich von der Firma 
bestehender Wirtschaftsprüfungs- und Steuer- 
beratungsgesellschaften sowie Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften, Steuerberatungsgesellschaften und 
Buchprüfungsgesellschaften unterscheiden und darf 
keine Hinweise auf eine bestimmte Branche, eine 
Unternehmensgruppe oder ein Unternehmen ent- 
halten. 
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§ 31 

Bestätigungsvermerke 

Erteilen Wirtschattsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaften gesetzlich vorgeschriebene Be- 
stätigungsvermerke, so dürfen diese nur von Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberatern oder Wirtschaftsprü- 
fern unterzeichnet werden. 

§ 32 

Erlösdien der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung erlischt durch 

1. Auflösung der Gesellschaft, 

2. Verzicht auf die Anerkennung. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der 
obersten Landesbehörde zu erklären. 

§ 33 

Zurücknahme der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, wenn 

1. für die Person eines Vorstandsmitgliedes, Ge- 
schäftsführers oder persönlich haftenden Gesell- 
schafters nach § 19 die Bestellung zurückgenom- 
men ist, es sei denn, daß jede Vertretungs- und 
Geschäftsführungsbefugnis dieser Person unver- 
züglich widerrufen oder entzogen ist; 

2. sich nach der Anerkennung ergibt, daß sie hätte 
versagt werden müssen, oder wenn die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung der Gesellschaft 
nachträglich fortfallen, es sei denn, daß die Ge- 
sellschaft innerhalb einer angemessenen, von der 
obersten Landesbehörde zu bestimmenden Frist 
den dem Gesetz entsprechenden Zustand herbei- 
führt; 

3. ein Mitglied des Vorstandes, ein Geschäftsführer 
oder ein persönlich haftender Gesellschafter durch 
rechtskräftiges berufsgerichtliches Urteil aus dem 
Beruf ausgeschlossen ist oder einer der in § 26 
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 genannten Personen die 
Eignung zur Vertretung und Geschäftsführung 
einer Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs- 
gesellschaft aberkannt ist, es sei denn, daß die 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaft der zuständigen obersten Landesbehörde 
nachweist, daß jede Vertretungs- und Geschäfts- 
führungsbefugnis des Verurteilten unverzüglich 
widerrufen oder entzogen ist. 

(2) Für die Zurücknahme der Anerkennung finden 
die Vorschriften des § 19 Abs. 4 bis 6 und des § 20 
sinngemäß Anwendung. 

§ 34 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde im Einvernehmen mit 
der für die Finanzverwaltung zuständigen obersten 
Landesbehörde teilt die Anerkennung, das Erlöschen 


der Anerkennung oder deren Zurücknahme dem 
Bundesminister für Wirtschaft, dem Bundesminister 
der Finanzen und der Bundeskammer mit. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Berufsregister 
§ 35 

Registerführende Stelle 

(1) Die Bundeskammer führt ein Berufsregister 
für Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften. 

(2) Alle Eintragungen sind den beteiligten ober- 
sten Landesbehörden sowie dem Bundesminister für 
Wirtschaft und dem Bundesminister der Finanzen 
mitzuteilen. 

(3) Das Berufsregister ist öffentlich. 

§ 36 

Eintragung 

(1) In das Berufsregister sind einzutragen: 

1. Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, und zwar 

a) Name, Vorname, Geburtstag, Geburtsort, 

b) Tag der Bestellung und die oberste Landes- 
behörde, die die Bestellung vorgenommen 
hat, 

c) Orte der beruflichen Niederlassung und der 
Zweigniederlassungen, 

d) Name und Ort der beruflichen Niederlassung 
des Zustellungsbevollmächtigten nach § 3 
Abs. 2, 

e) Name und Ort der Sozietätspartner; 

2. Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaften, und zwar 

a) Firma und Rechtsform, 

b) Tag der Anerkennung als Wirtschaftsprü- 
fungs- und Steuerberatungsgesellschaft und 
die oberste Landesbehörde, die die Anerken- 
nung ausgesprochen hat, 

c) Orte der Hauptniederlassungen und der 
Zweigni e de rl assungen, 

d) Namen der gesetzlichen Vertreter 

sowie alle Veränderungen zu Buchstaben a, c 

und d; 

3. Zweigniederlassungen von Wirtschaftsprüfer- 

Steuerberatern und Wirtschaftsprüfungs- und 

Steuerberatungsgesellschaften, und zwar 

a) Name oder Firma, 

b) Orte der Zweigniederlassungen, 

c) Namen der die Zweigniederlassungen leiten- 
den und der für die Zweigniederlassungen 
ve rt re tungsb e r echtigten P e rsonen 

sowie alle Veränderungen zu Buchstaben a bis c. 
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(2) Die Zulassung oder Ermächtigung zur Prüfung 
von Genossenschaften ist im Berufsregister zu ver- 
merken. 

§ 37 

Löschung 

Im Berufsregister sind zu löschen: 

1. Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, wenn die Be- 
stellung als Wirtschaftsprüfer-Steuerberater er- 
loschen oder rechtskräftig zurückgenommen ist; 

2. Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaften, wenn die Anerkennung als Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft er- 
loschen oder rechtskräftig zurückgenommen ist; 

3. Zweigniederlassungen, 

a) wenn die Zweigniederlassung aufgehoben ist, 

b) wenn die Zweigniederlassung nicht mehr nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes geleitet wird 
und eine Ausnahmegenehmigung der Bundes- 
kammer nicht vorliegt. 

§ 38 

Eintragung und Löschung auf Antrag 
und von Amts wegen 

(1) Die Eintragung ist zu beantragen 

1. im Falle des § 36 Abs. 1 Nr. 1 von dem Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater; 

2. im Falle des § 36 Abs. 1 Nr. 2 von den gesetz- 
lichen Vertretern der einzutragenden Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft; dem 
Antrag ist eine Liste der gesetzlichen Vertreter 
beizulegen; 

3. im Falle des § 36 Abs. 1 Nr. 3 von dem Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater oder den gesetzlichen 
Vertretern der Wirtschaftsprüfungs- und Steuer- 
beratungsgesellschaft. 

(2) Die Löschung ist zu beantragen 

1. im Falle des § 37 Nr. 2 von den gesetzlichen Ver- 
tretern der Gesellschaft; 

2. im Falle des § 37 Nr. 3 von dem Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberater oder den gesetzlichen Vertre- 
tern der Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaft. 

(3) Im Falle des § 37 Nr. 1 ist die Löschung durch 
die Bundeskammer ohne Antrag vorzunehmen. In 
den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 1 und 2 kann die Ein- 
tragung der Bestellung oder Anerkennung, in den 
Fällen des § 37 Nr. 2 und 3 kann die Löschung auch 
ohne Antrag vorgenommen werden. 

§ 39 

Anzeigepflichten 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und Wirt- 
schaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften 
haben der Bundeskammer innerhalb von zwei Wo- 
chen nach dem Eintritt des die Anzeigepflicht be- 
gründenden Ereignisses anzuzeigen 


1. die berufliche Anschrift und ihre Veränderun- 
gen, 

2. die Anschrift von Zweigniederlassungen und ihre 
Veränderungen. 

(2) Alljährlich im Monat Januar haben die gesetz- 
lichen Vertreter einer Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft in doppelter Ausferti- 
gung eine von ihnen unterschriebene Liste der Ge- 
sellschafter, aus der Name, Vorname, Stand, Beruf 
und Wohnort der Gesellschafter, ihre Aktien oder 
Stammeinlagen zu entnehmen sind, zum Berufs- 
register einzureichen. Die Bundeskammer hat eine 
Ausfertigung der Liste an die beteiligten obersten 
Landesbehörden zu übersenden. 

§ 40 

Bekanntmachung 

Die Bestellung als Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
ter, das Erlöschen oder die Zurücknahme der Bestel- 
lung, die Anerkennung als Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft, das Erlöschen oder die 
Zurücknahme der Anerkennung werden von der 
obersten Landesbehörde in einem amtlichen Mittei- 
lungsblatt des Landes und von dem Bundesminister 
für Wirtschaft im Bundesanzeiger bekanntgemacht. 

DRITTER TEIL 

Rechte und Pflichten der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 

§ 41 

Allgemeine Berufspflichten 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater haben ihren 
Beruf unabhängig, eigenverantwortlich, gewissen- 
haft und verschwiegen auszuüben. Sie haben sich 
insbesondere bei der Erstattung von Prüfungsbe- 
richten und Gutachten unparteiisch zu verhalten. 

(2) Wirtschaftsprüfer- Steuerberater haben sich je- 
der Tätigkeit zu enthalten, die mit ihrem Beruf oder 
mit dem Ansehen des Berufs unvereinbar ist. Sie 
haben sich der besonderen Berufspflichten bewußt 
zu sein, die ihnen aus der Befugnis erwachsen, ge- 
setzlich vorgeschriebene Bestätigungsvermerke zu 
erteilen. Sie haben sich auch außerhalb der Berufs- 
tätigkeit des Vertrauens und der Achtung würdig 
zu erweisen, die der Beruf erfordert. 

(3) Neben ihrem Beruf dürfen Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater nicht ausüben 

1. eine gewerbliche Tätigkeit; 

2. jede Tätigkeit auf Grund eines Anstellungsver- 
trages oder auf Grund eines Beamtenverhältnis- 
ses mit Ausnahme der in Absatz 4 Nr. 4 und 7 
und in § 42 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 4 und Abs. 5 
genannten Fälle. 

(4) Vereinbar mit dem Beruf des Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberaters sind 

1. die Ausübung des Berufs als Rechtsanwalt oder 
als Notar; 
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2. die Ausübung eines freien Berufes auf dem Ge- 
biet der Technik; 

3. alle Tätigkeiten, welche die Beratung und Wah- 
rung fremder Interessen in wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten zum Gegenstand haben; 

4. die Tätigkeit als Lehrer an wissenschaftlichen 
Hochschulen und an wissenschaftlichen Insti- 
tuten; 

5. die fachbezogene Vortrags- und Lehrtätigkeit; 

6. die freie schriftstellerische und künstlerische Tä- 
tigkeit; 

7. die treuhänderische Verwaltung; in Ausnahme- 
fällen kann die Bundeskammer eine ausschließ- 
liche Tätigkeit in einem Treuhandverhältnis für 
vereinbar erklären, wenn sie nur vorüberge- 
hende Zeit dauert. 

§ 42 

Eigenverantwortliche Tätigkeit 

(1) Ihren Beruf in Eigenverantwortung üben nur 
aus 

1 . selbständige Wirtschaftsprüfer-Steuerberater; 

2. Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, die Vorstands- 
mitglieder, Geschäftsführer oder persönlich haf- 
tende Gesellschafter einer Wirtschaftsprüfungs- 
und Steuerberatungsgesellschaft, einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft oder einer Steuerbe- 
ratungsgesellschaft sind; 

3. Wirtschaftsprüfer-Steuerberater als zeichnungs- 
berechtigte Vertreter bei Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern, Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbänden, Prüfungsstellen 
von Sparkassen- und Giroverbänden oder über- 
örtlichen Prüfungseinrichtungen für öffentliche 
Körperschaften, sofern nicht die Voraussetzungen 
des Absatzes 2 vorliegen. 

(2) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit übt nicht 
aus, wer sich an Weisungen zu halten hat, durch die 
ihm die Freiheit zu pflichtmäßigem Handeln (§ 41) 
genommen wird, insbesondere die ihn verpflichten, 
Prüfungsberichte und Gutachten auch dann zu unter- 
zeichnen, wenn ihr Inhalt sich mit seiner Überzeu- 
gung nicht deckt. Weisungen, die solche Verpflich- 
tungen enthalten, sind unzulässig. 

(3) Die Eigenverantwortlichkeit wird nicht schon 
dadurch ausgeschlossen, daß in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 und 3 eine Mitzeichnung durch einen 
anderen Wirtschaftsprüfer-Steuerberater oder Wirt- 
schaftsprüfer oder bei genossenschaftlichen Prü- 
fungsverbänden, Prüfungsstellen von Sparkassen- 
und Giroverbänden oder überörtlichen Prüfungsein- 
richtungen für öffentlidie Körperschaften durch 
einen zeichnungsberechtigten Vertreter des Prü- 
fungsverbandes, der Prüfungsstelle oder der Prü- 
fungseinriditung vereinbart ist. 

(4) Die Eigenverantwortlichkeit wird nicht berührt 
durch eine Berufstätigkeit außerhalb des Geltungs- 


bereichs dieses Gesetzes in Zusammenarbeit mit 
ausländischen sachverständigen Prüfern oder Prü- 
fungsgesellschaften, wenn die Voraussetzungen für 
deren Berufsausübung den Anforderungen dieses 
Gesetzes im wesentlichen entspredien. Der Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater muß jedoch befugt blei- 
ben, Aufträge von nach deutschem Recht gesetzlich 
vorgeschriebenen Prüfungen anzunehmen und 
durchzuführen. Eine Berufstätigkeit im Anstellungs- 
verhältnis bei einer in Satz 1 genannten ausländi- 
schen Prüfungsgesellschaft kann nur ausgeübt wer- 
den, wenn der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater dem 
gesetzlichen Vertretungsorgan dieser Gesellschaft 
angehört oder Partner ist. 

(5) Wird ein Wirtschaftsprüfer-Steuerberater Ge- 
schäftsführer in einer Steuerberatungsgesellschaft, 
so muß er befugt bleiben, Aufträge auf gesetzlich 
vorgeschriebene Prüfungen durchzuführen. 

§ 43 

Prokuristen 

Wirtschaftsprüfer-Steuerberater sollen als Ange- 
stellte von Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaften oder Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften die Rechtsstellung von Prokuristen haben. 

§ 44 

Beurlaubung 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, die vorüber- 
gehend eine mit dem Beruf unvereinbare Tätigkeit 
aufnehmen wollen, können auf Antrag von der 
Bundeskammer beurlaubt werden. 

(2) Sie dürfen während der Zeit Ihrer Beurlaubung 
die Tätigkeit als Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 
nicht ausüben und die Bezeichnung Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater nicht führen. Die Beurlaubung 
wird den beteiligten obersten Landesbehörden, der 
Industrie- und Handelskammer, in deren Bezirk der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater seine berufliche 
Niederlassung hat, und dem Freien Ausschuß mit- 
geteilt. Sie soll zunächst höchstens für ein Jahr ge- 
währt und jeweils höchstens um ein Jahr verlängert 
werden. Die Gesamtzeit der Beurlaubung darf drei 
aufeinanderfolgende Jahre nicht überschreiten. 

§ 45 

Zweigniederlassungen 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater dürfen neben 
ihrer Niederlassung weitere berufliche Niederlas- 
sungen nur begründen, wenn auch am Ort jeder 
weiteren Niederlassung ein dort ansässiger anderer 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater oder Wirtschafts- 
prüfer, der nicht bereits eine andere Niederlassung 
dieses Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters leitet, deren 
fachlidie Leitung übernimmt. Ausnahmen hiervon 
kann die Bundeskammer zulassen. 

(2) Jede Zweigniederlassung einer Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft muß von 
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wenigstens einem am Ort der Zweigniederlassung 
ansässigen Wirtschaftsprüfer-Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer geleitet werden, der nicht bereits 
eine andere Niederlassung dieser Wirtschaftsprü- 
fungs- und Steuerberatungsgesellschaft leitet. 

§ 46 

Siegel 

(1) Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und Wirt- 
schaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften 
sind verpflichtet, ein Siegel zu benutzen, wenn sie 
in ihrer Berufseigenschaft auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften Erklärungen abgeben. Sie können ein 
Siegel führen, wenn sie in ihrer Berufseigenschaft 
Erklärungen über Prüfungsergebnisse abgeben oder 
Gutachten erstatten. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft trifft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
die näheren Bestimmungen über die Gestaltung des 
Siegels durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. 

§ 47 

Versagung der Tätigkeit 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater hat seine 
Tätigkeit zu versagen, wenn sie für eine pflicht- 
widrige Handlung in Anspruch genommen werden 
soll oder die Besorgnis der Befangenheit bei der 
Durchführung eines Prüfungsauftrages oder bei der 
Erstattung eines Gutachtens besteht. 

§ 48 

Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater hat seine Ge- 
hilfen und Mitarbeiter, die nicht selbst Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Steuer- 
berater sind, zur Verschwiegenheit zu verpflichten 
und über ihr Zeugnisverweigerungsrecht zu beleh- 
ren. 

§ 49 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrags 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, der einen 
Auftrag nicht annehmen will, hat die Ablehnung un- 
verzüglich zu erklären. Er hat den Schaden zu er- 
setzen, der aus einer schuldhaften Verzögerung die- 
ser Erklärung entsteht. 

§ 50 

Handakten 

(1) Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater kann sei- 
nem Auftraggeber die Herausgabe der Handakten 
verweigern, bis er wegen seiner Gebühren und Ho- 
norarforderungen sowie seines Anspruchs auf Aus- 
lagenersatz befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die 
Vorenthaltung der Handakten oder einzelner Schrift- 


stücke nach den Umständen, insbesondere wegen 
verhältnismäßiger Geringfügigkeit der geschuldeten 
Beträge, gegen Treu und Glauben verstoßen wür- 
den. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater hat die 
Handakten auf die Dauer von fünf Jahren nach Be- 
endigung des Auftrags aufzubewahren. Diese Ver- 
pflichtung erlischt jedoch schon vor Beendigung die- 
ses Zeitraums, wenn der Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater den Auftraggeber aufgefordert hat, die 
Handakten in Empfang zu nehmen, und der Auftrag- 
geber dieser Aufforderung binnen sechs Monaten, 
nachdem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen 
ist. 

(3) Zu den Handakten im Sinne dieser Vorschrift 
gehören alle Schriftstücke, die der Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberater aus Anlaß seiner beruflichen Tä- 
tigkeit von dem Auftraggeber oder für ihn erhalten 
hat. Dies gilt jedoch nicht für den Briefwechsel zwi- 
schen dem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und sei- 
nem Autraggeber und für die Schriftstücke, die die- 
ser bereits in Urschrift oder Abschrift erhalten hat. 

§ 51 

Verjährung von Ersatzansprüchen 

Der Anspruch des Auftraggebers auf Schadener- 
satz aus dem zwischen ihm und dem Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberater bestehenden Vertragsverhältnis 
verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
dem der Anspruch entstanden ist, spätestens jedoch 
in drei Jahren nach der Beendigung des Auftrags. 

§ 52 

Kundmachung und Werbung 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater ist zu berufs- 
würdigem Verhalten bei der Kundmachung seiner 
Tätigkeit und bei der Auftragsübernahme verpflich- 
tet. Berufswidrige Werbung ist ihm nicht gestattet. 

§ 53 

Wechsel des Auftraggebers 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater darf in einer 
Sache, in der er bereits tätig war, für einen anderen 
Auftraggeber nur tätig werden, wenn bisheriger und 
neuer Auftraggeber einverstanden sind. 

§ 54 

Berufshaftpflichtversicherung 

(1) Selbständig tätige Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater und Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaften sind verpflichtet, sich gegen die 
aus ihrer Berufstätigkeit ergebenden Haftpflichtge- 
fahren ZU versichern. 

(2) Die Bundesregierung erläßt durch Rechts Ver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundes rate s die nähe- 
ren Vorschriften über den Abschluß und die Auf- 
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rechterhaltung der Haftpflichtversicherung, über In- 
halt und Umfang des Deckungsschutzes sowie über 
die Mindesthöhe der Deckungssummen. 

§ 55 

Gebührenordnung 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates nach Anhörung der Bun- 
deskammer und der Arbeitsgemeinschaft für das 
Prüfungs- und Beratungswesen eine Gebührenord- 
nung für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen er- 
lassen. Die Höhe der Gebühren hat sich nach Zeit- 
aufwand und Wert des Objektes zu richten. 

§ 56 

Anwendung der Vorschriften über die Rechte und 
Pflichten der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater auf 

Wirtschaf tsprüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaften 

(1) Die §§ 41, 47 bis 53 gelten sinngemäß für 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaften. 

(2) Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer und per- 
sönlich haftende Gesellschafter, die nicht nach ande- 
ren Bestimmungen dieses Gesetzes zur Verschwie- 
genheit verpflichtet sind, sowie die Mitglieder der 
durch Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag 
vorgesehenen Aufsichtsorgane der Gesellschaften 
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 


VIERTER TEIL 
Organisation des Berufs 

§ 57 

Aufgaben der Bundeskammer 

(1) Die Bundeskammer hat die Aufgabe, die be- 
ruflichen Belange ihrer Mitglieder zu wahren und 
zu fördern, insbesondere den Beruf gegenüber den 
Bundes- und Landesorganen zu vertreten. Sie hat 
die Mitglieder der Bundeskammer in berufsrecht- 
lichen Fragen und Fragen der Berufsauffassung zu 
beraten und zu belehren. Die Bundeskammer kann 
zu diesem Zweck im Rahmen der Vorschriften der 
§§ 30, 41 bis 54 für die Berufsausübung ihrer Mit- 
glieder Richtlinien erlassen. Vor Erlaß der Richt- 
linien ist die Arbeitsgemeinschaft für das Prüfungs- 
und Beratungswesen zu hören. 

(2) Die Bundeskammer führt die Aufsicht über 
die berufliche Tätigkeit ihrer Mitglieder. 

(3) Die Bundeskammer kann Einrichtungen für 
die Ausbildung des Berufsnachwuchses und die Fort- 
bildung ihrer Mitglieder schaffen. 

(4) Die Bundeskammer ist die nach dem Berufs- 
bildungsgesetz vom 14. August 1969 (Bundesgesetz- 


blatt I S. 1112) zuständige Stelle für die bei ihren 
Mitgliedern in Ausbildung befindlichen Lehrlinge 
des Lehrberufs „Gehilfe in wirtschafts- und steuer- 
beratenden Berufen". 

§ 58 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Bundeskammer sind 

a) die Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, die nach 
diesem Gesetz bestellt und als solche anerkannt 
sind; 

b) die Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprü- 
fer, die nach dem Gesetz über eine Berufsord- 
nung der Wirtschaftsprüfer {Wirtschaftsprüfer- 
ordnung) vom 24. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1049) oder nach § 136 Abs. 2 und § 141 Abs. 2 
des Gesetzes bestellt oder als solche anerkannt 
sind; 

c) die Steuerberater, die nach dem Gesetz über die 
Rechtsverhältnisse der Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigten (Steuerberatungsgesetz) vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1301) be- 
stellt oder als solche anerkannt sind; 

d) die Mitglieder des Vorstandes, Geschäftsführer 
oder vertretungsberechtigten persönlich haften- 
den Gesellschafter von Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaften, Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften, Steuerberatungsgesellschaf- 
ten, Buchprüfungsgesellschaften, die nicht den 
Gruppen der Buchstaben a bis c angehören; 

e) die anerkannten Wirtschaftsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaften, Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften, Steuerberatungsgesellschaf- 
ten, Buchprüfungsgesellschaften. 

Für beurlaubte Mitglieder ruht die MitgLiedschaft 
während der Dauer ihrer Beurlaubung. Sie bleiben 
der Berufsgerichtsbarkeit unterworfen. 

(2) Die genossenschaftlichen Prüfungsverbände, 
die Sparkassen- und Giroverbände für ihre Prü- 
fungsstellen sowie die überörtlichen Prüfungsein- 
richtungen für öffentliche Körperschaften können die 
Mitgliedschaft bei der Bundeskammer erwerben. Die 
Vorschriften des § 57 Abs. 1 und 2 sind auf diese 
Mitglieder nicht anzuwenden. 


§ 59 

Organe 

(1) Organe der Bundeskammer sind 

1. die Bundesversammlung, 

2. der Beirat, 

3. der Vorstand. 

(2) Der Beirat wird von der Bundesversammlung, 
der Vorstand vom Beirat gewählt. Zum Mitglied des 
Beirats und des Vorstandes kann nur gewählt wer- 
den, wer persönlich Mitglied der Bundeskammer ist. 
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§ 60 
Satzung 

Die Organisation und Verv\^altung der Bundes- 
kammer, insbesondere die Errichtung von Landes- 
gesdiäftsstellen, werden in der Satzung der Bundes- 
kammer geregelt, die von der Bundesversammlung 
beschlossen wird. Die Satzung und deren Änderun- 
gen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmi- 
gung des Bundesministers für Wirtschaft im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen. 

§ 61 

Beiträge und Gebühren 

(1) Die Mitglieder sind nach Maßgabe der Sat- 
zung verpflichtet, Beiträge zu leisten. 

(2) Der Anspruch der Bundeskammer auf Zahlung 
der Beiträge unterliegt der Verjährung. Auf die 
Verjährung finden die Vorschriften der Reichsabga- 
benordnung über die Verjährung der Steuern vom 
Einkommen und Vermögen entsprechende Anwen- 
dung. 

(3) Die Bundeskammer kann für die Inanspruch- 
nahme besonderer Einrichtungen oder Tätigkeiten 
Gebühren erheben. 

§ 62 

Besondere Pflichten gegenüber der Bundeskammer 

Persönliche Mitglieder der Bundeskammer haben 
in Aufsichts- und Beschwerdesachen vor der Bundes- 
kammer zu erscheinen, wenn sie zur Anhörung gela- 
den werden. Auf Verlangen haben sie dem Vor- 
stand, dem Beirat oder einem nach der Satzung zu- 
ständigen Ausschuß der Bundeskammer oder einem 
beauftragten Mitglied des Vorstandes, des Beirates 
oder eines Ausschusses Auskunft zu geben und ihre 
Handakten vorzulegen, es sei denn, daß sie dadurch 
ihre Verpflichtung zur Verschwiegenheit verletzen 
würden. 

§ 63 

Rügerecht des Vorstandes 

(1) Der Vorstand kann das Verhalten eines der 
Berufsgerichtsbarkeit unterliegenden Mitglieds, 
durch das dieses ihm obliegende Pflichten verletzt 
hat, rügen, wenn die Schuld des Mitglieds gering ist 
imd ein Antrag auf Einleitung eines berufsgericht- 
lichen Verfahrens nicht erforderlich erscheint. § 68 
Abs. 2 und 3, § 71 und § 88 Abs. 2 gelten entspre- 
chend. 

(2) Der Vorstand darf eine Rüge nicht mehr er- 
teilen, wenn das berufsgerichtliche Verfahren gegen 
den Wirtschaftsprüfer-Steuerberater eingeleitet ist 
oder wenn seit der Pflichtverletzung mehr als fünf 
Jahre vergangen sind. 

(3) Bevor die Rüge erteilt wird, ist das Mitglied 
zu hören. 


(4) Der Bescheid des Vorstandes, durch den das 
Verhalten des Mitglieds gerügt wird, ist zu begrün- 
den. Er ist dem Mitglied zuzustellen. Eine Abschrift 

* des Bescheides ist der für die Einleitung berufsge- 
richtlicher Verfahren zuständigen Stelle mitzuteilen. 

(5) Gegen den Bescheid kann das Mitglied binnen 
eines Monats nach der Zustellung beim Vorstand 
Einspruch erheben. Uber den Einspruch entscheidet 
der Vorstand; Absatz 4 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

§ 64 

Antrag auf berufsgerichtliciie Entscheidung 

(1) Wird der Einspruch gegen den Rügebescheid 
durch den Vorstand der Bundeskammer zurückge- 
wiesen, so kann der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung die Ent- 
scheidung des Berufsgerichts beantragen. 

(2) Der Antrag ist bei dem Berufsgericht schrift- 
lich einzureichen. Auf das Verfahren sind die Vor- 
schriften der Strafprozeß Ordnung über die Be- 
schwerde sinngemäß anzuwenden. Die Gegenerklä- 
rung (§ 308 Abs. 1 der Strafprozeßordnung) wird 
von dem Vorstand der Bundeskammer abgegeben. 
Die Staatsanwaltschaft ist an dem Verfahren nicht 
beteiligt. Eine mündliche Verhandlung findet statt, 
wenn sie der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater bean- 
tragt oder das Berufsgericht für erforderlich hält. 
Von Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung sind 
der Vorstand der Bundeskammer, der Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater und sein Verteidiger zu be- 
nachrichtigen. Art und Umfang der Beweisaufnahme 
bestimmt das Berufsgericht. Es hat jedoch zur Er- 
forschung der Wahrheit die Beweisaufnahme von 
Amts wegen auf alle Tatsachen und Beweismittel 
zu erstrecken, die für die Entscheidung von Bedeu- 
tung sind. 

(3) Der Rügebescheid kann nicht deshalb aufge- 
hoben werden, weil der Vorstand der Bundeskam- 
mer zu Unrecht angenommen hat, die Schuld des 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters sei gering und der 
Antrag auf Einleitung des berufsgerichtlichen Ver- 
fahrens nicht erforderlich. Treten die Voraussetzun- 
gen, unter denen nach § 71 von einer berufsgericht- 
lichen Ahndung abzusehen ist oder nach § 88 Abs. 2 
ein berufsgerichtliches Verfahren nicht eingeleitet 
oder fortgesetzt werden darf, erst ein, nachdem der 
Vorstand die Rüge erteilt hat, so hebt das Berufs- 
gericht den Rügebescheid auf. Der Beschluß ist mit 
Gründen zu versehen. Er kann nicht angefochten 
werden. 

(4) Das Berufsgericht teilt unverzüglich der Staats- 
anwaltschaft (§ 91) eine Abschrift des Antrags mit. 
Der Staatsanwaltschaft ist auch eine Abschrift des 
Beschlusses mitzuteilen, mit dem über den Antrag 
entschieden wird. 

(5) Leitet die Staatsanwaltschaft wegen dessel- 
ben Verhaltens, das der Vorstand der Bundeskam- 
mer gerügt hat, ein berufsgeriditlidies Verfahren 
gegen den Wirtschaftsprüfer-Steuerberater ein, be- 
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vor die Entscheidung über den Antrag auf berufs- 
gerichtliche Entscheidung gegen den Rügebescheid 
ergangen ist, so wird das Verfahren über den An- 
trag bis zum rechtskräftigen Abschluß des berufs- 
gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt. In den Fällen 
des § 70 Abs. 2 stellt das Berufsgericht nach Beendi- 
gung der Aussetzung fest, daß die Rüge unwirksam 
ist. 

§ 65 

Pflicht der Mitglieder des Vorstandes, des Beirats 
und der Ausschüsse zur Verschwiegenheit 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes, des Beirats und 
der Ausschüsse haben — auch nach dem Ausschei- 
den aus dem Vorstand oder dem Beirat oder dem 
Ausschuß — Über die Angelegenheiten, die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit im Vorstand oder im Beirat oder 
im Ausschuß über Mitglieder der Bundeskammer, 
Bewerber oder andere Personen bekanntwerden, 
Verschwiegenheit gegen jedermann zu bewahren. 
Das gleiche gilt für Mitglieder, die zur Mitarbeit im 
Vorstand, im Beirat oder in den Ausschüssen her- 
angezogen werden, und für Dienstangehörige der 
Bundeskammer. 

(2) In gerichtlichen Verfahren und vor Behörden 
dürfen die in Absatz 1 bez ei ebneten Personen über 
solche Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätig- 
keit als Mitglied des Vorstandes, des Beirats, eines 
Ausschusses oder als Dienstangehörige der Bundes- 
kammer über Mitglieder der Bundeskammer, Bewer- 
ber oder andere Personen bekanntgeworden sind, 
ohne Genehmigung nicht aussagen oder Auskunft 
geben. 

(3) Die Genehmigung erteilt der Vorstand der 
Bundeskammer nach pflichtmäßigem Ermessen. Die 
Genehmigung soll nur versagt werden, wenn Rück- 
sichten auf die Stellung oder die Aufgaben der Bun- 
deskammer oder berechtigte Belange der Personen, 
über welche die Tatsachen bekanntgeworden sind, 
es unabweisbar erfordern. § 28 Abs. 2 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht bleibt unberührt. 


§ 66 

Arbeitsgemeinschaft für das Prüfungs- 
und Beratungswesen 

(1) Zur Behandlung von Fragen des wirtschaft- 
lichen Prüfungs-, Beratungs- und Treuhandwesens, 
die gemeinsamen Belange der Wirtschaft und der 
Berufe Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, Wirtschafts- 
prüfer, Steuerberater und vereidigten Buchprüfer 
berühren, bilden der Deutsche Industrie- und Han- 
delstag und die Bundeskammer eine nicht rechts- 
fähige Arbeitsgemeinschaft für das Prüfungs- und 
Beratungswesen (Arbeitsgemeinschaft). 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft gibt sich ihre Sat- 
zung selbst. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
durch den Bundesminister für Wirtschaft im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen. 


§ 67 

Staatsaufsicht 

Der Bundesminister für Wirtschaft führt im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
die Aufsicht über die Bundeskammer und über die 
Arbeitsgemeinschaft. Die Aufsicht beschränkt sich 
darauf, daß die Bundeskammer und die Arbeitsge- 
meinschaft ihre Aufgaben im Rahmen der geltenden 
Gesetze und Satzungen erfüllen. 


FÜNFTER TEIL 

Berufsgeriditbarkeit 


ERSTER ABSCHNITT 

Die berufsgerichtlidie Ahndung von 
Pfliditverletzungen 

§ 68 

Ahndung einer Pflichtverletzung 

(1) Gegen einen Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, 
der seine Pflichten schuldhaft verletzt, wird eine be- 
rufsgerichtliche Maßnahme verhängt. 

(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes Verhalten 
eines Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters ist eine be- 
ruf sgerichtlich zu ahndende Pflichtverletzung, wenn 
es nach den Umständen des Einzelfalls in besonde- 
rem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen in 
einer für die Ausübung der Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberatertätigkeit oder für das Ansehen des 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberaterberufs bedeutsamen 
Weise zu beeinträchtigen. 

(3) Eine berufsgerichtliche Maßnahme kann nicht 
verhängt werden, wenn der Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater zur Zeit der Tat der Berufsgerichts- 
barkeit nicht unterstand. 


§ 69 

Berufsgerichtliche Maßnahmen 

(1) Berufsgerichtliche Maßnahmen sind 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark, 

4. Ausschließung aus dem Beruf. 

(2) Die berufsgeriditlichen Maßnahmen des Ver- 
weises und der Geldbuße können nebeneinander 
verhängt werden. 
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§ 70 

Rüge und berufsgerichtliche Maßnahmen 

(1) Der Einleitung eines berufsgerichtlichen Ver- 
fahrens gegen einen Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
ter steht es nicht entgegen, daß der Vorstand der 
Bundeskammer ihm bereits wegen desselben Ver- 
haltens eine Rüge erteilt hat (§ 63). Hat das Berufs- 
gericht den Rügebescheid aufgehoben {§ 64), weil 
es eine schuldhafte Pflichtverletzung nicht festge- 
stellt hat, so kann ein berufsgerichtliches Verfahren 
wegen desselben Verhaltens nur auf Grund solcher 
Tatsachen oder Beweismittel eingeleitet werden, 
die dem Berufsgericht bei seiner Entscheidung nicht 
bekannt waren. 

(2) Die Rüge wird mit der Rechtskraft eines be- 
rufsgerichtlichen Urteils unwirksam, das wegen des- 
selben Verhaltens gegen den Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater ergeht und auf Freispruch oder eine 
berufsgerichtliche Maßnahme lautet. Die Rüge wird 
auch unwirksam, wenn rechtskräftig die Eröffnung 
der berufsgerichtlichen Voruntersuchung oder des 
Hauptverfahrens abgelehnt oder der Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater außer Verfolgung gesetzt ist, 
weil eine schuldhafte Pflichtverletzung nicht festzu- 
stellen ist. 

§ 71 

Anderweitige Bestrafung 

Ist durch ein Gericht oder eine Behörde eine 
Strafe, eine Disziplinarmaßnahme, eine berufsge- 
richtliche oder ehrengerichtliche Maßnahme oder 
eine Ordnungsmaßnahme verhängt worden, so ist 
von einer berufsgerichtlichen Ahndung wegen des- 
selben Verhaltens abzusehen, wenn nicht eine be- 
rufsgerichtliche Maßnahme zusätzlich erforderlich 
ist, um den Wirtschaftsprüfer-Steuerberater zur Er- 
füllung seiner Pflichten anzuhalten und das Ansehen 
des Berufs zu wahren. Der Ausschließung steht eine 
anderweitig verhängte Strafe nicht entgegen. 

§ 72 

Verjährung der Verfolgung einer Pflichtverletzung 

Die Verfolgung einer Pflichtverletzung, die nicht 
die Ausschließung aus dem Beruf rechtfertigt, ver- 
jährt in fünf Jahren. §§ 66, 67 Abs. 4, §§ 68 und 69 
des Strafgesetzbuches gelten entsprechend. 

§ 73 

Vorschriften für die Mitglieder der Bundeskammer, 

die nicht Wirtschaftsprüfer-Steuerberater sind 

Die Vorschriften der §§ 68 bis 72 gelten entspre- 
chend für Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer oder 
persönlich haftende Gesellschafter einer Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, die nicht 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater sind. An die Stelle 
der Ausschließung aus dem Beruf tritt die Aberken- 
nung der Eignung, eine Wirtschaf tsprüfungs- und 
Steuerberatungsgesellschaft zu vertreten und ihre 
Geschäfte zu führen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Die Gerichte 

§ 74 

Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen 

(1) In dem berufsgerichtlichen Verfahren ent- 
scheidet im ersten Rechtszug eine Kammer des Land- 
gerichts (Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
tersachen), in dessen Bezirk die Bundeskammer 
ihren Sitz hat. 

(2) Die Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuerbe- 
ratersachen entscheidet außerhalb der Hauptver- 
handlung in der Besetzung von drei Mitgliedern mit 
Einschluß des Vorsitzenden. In der Hauptverhand- 
iung ist sie mit dem Vorsitzenden und zwei Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberatern als Beisitzern besetzt. 

§ 75 

Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen 
beim Oberlandesgericht 

(1) In dem berufsgerichtlichen Verfahren entschei- 
det im zweiten Rechtszug ein Senat des Oberlandes- 
gerichts (Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerberater- 
sachen beim Oberlandesgericht). 

(2) Der Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
tersachen beim Oberlandesgericht entscheidet außer- 
halb der Hauptverhandlung in der Besetzung von 
drei Mitgliedern mit Einschluß des Vorsitzenden. In 
der Hauptverhandlung wirken außerdem als Beisit- 
zer zwei Wirtschaftsprüfer-Steuerberater mit. 

§ 76 

Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen 
beim Bundesgerichtshof 

(1) In dem berufsgerichtlichen Verfahren entschei- 
det im dritten Rechtszug ein Senat des Bundesge- 
richtshofs (Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
tersachen beim Bundesgerichtshof). Er gilt als Straf- 
senat im Sinne der §§ 132 und 1936 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes. 

(2) Der Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
tersachen beim Bundesgerichtshof entscheidet außer- 
halb der Hauptverhandlung in der Besetzung von 
drei Mitgliedern mit Einschluß des Vorsitzenden. In 
der Hauptverhandlung ist der Senat mit drei Mit- 
gliedern mit Einschluß des Vorsitzenden und mit 
zwei Wirtschaftsprüfer-Steuerberatern als Beisitzern 
besetzt. 

§ 77 

Wirtschaftsprüfer-Steuerberater als Beisitzer 

(1) Das Amt eines Beisitzers aus den Reihen der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater ist ein Ehrenamt. 

(2) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden für die 
Gerichte des ersten und zweiten Rechtszuges von 
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der Landesjustizverwaltung und für den Bundes- 
gerichtshof von dem Bundesminister der Justiz auf 
die Dauer von vier Jahren berufen. Sie können nach 
Ablauf ihrer Amtszeit wiederberufen werden. 

(3) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden den Vor- 
schlagslisten entnommen, die der Vorstand der Bun- 
deskammer der Landesjustizverwaltung für die Ge- 
richte des ersten und zweiten Rechtszuges und dem 
Bundesminister der Justiz für den Bundesgerichtshof 
einreicht. Die Landesjustizverwaltung und der Bun- 
desminister der Justiz bestimmen, welche Zahl von 
Beisitzern für jedes Gericht erforderlich ist; sie 
haben vorher den Vorstand der Bundeskammer zu 
hören. Jede Vorschlagsliste muß mindestens die 
Hälfte mehr als die erforderliche Zahl von Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberatern enthalten. 

(4) Scheidet ein ehrenamtlicher Beisitzer vorzeitig 
aus, so wird für den Rest seiner Amtszeit ein Nach- 
folger berufen. 

(5) Die ehrenamtlichen Beisitzer werden vor ihrer 
Dienstleistung durch den Vorsitzenden der Kammer 
oder des Senats, bei deren Entscheidung sie mit- 
wirken sollen, eidlich verpflichtet. Der Eid lautet: 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwissenden, die Pflichten eines ehrenamt- 
lichen Beisitzers gewissenhaft zu erfüllen und 
meine Stimme nach bestem Wissen und Gewis- 
sen abzugeben." 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung ge- 
leistet werden. Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern 
einer Religionsgemeinschaft, anstelle des Eides an- 
dere Beteuerungsformeln zu gebrauchen, so kann 
der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, der Mitglied 
einer solchen Religionsgemeinschaft ist, diese Be- 
teuerungsformel sprechen. Über die Vereidigung ist 
ein Protokoll aufzunehmen, das auch den Wortlaut 
des Eides zu enthalten hat. 

§ 78 

Voraussetzungen für die Berufung zum Beisitzer 
und Redit zur Ablehnung 

(1) Zum ehrenamtlichen Beisitzer kann nur ein 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater berufen werden, der 
in den Vorstand der Bundeskammer gewählt werden 
kann. Er darf als Beisitzer nur für die Kammer für 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen, den Senat 
für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen beim 
Oberlandesgericht oder den Senat für Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberatersachen beim Bundesgerichtshof 
berufen werden. 

(2) Die ehrenamtlichen Beisitzer dürfen nicht 
gleichzeitig dem Vorstand der Bundeskammer an- 
gehören oder bei der Bundeskammer im Haupt- 
oder Nebenberuf tätig sein. 

(3) Die Übernahme des Beisitzeramtes kann ab- 
lehnen: 

1. wer das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hat; 


2. wer in den letzten vier Jahren Mitglied des Vor- 
standes der Bundeskammer gewesen ist; 

3. wer durch Krankheit oder Gebrechen behindert 
ist. 

§ 79 

Enthebung vom Amt des Beisitzers 

(1) Ein ehrenamtlicher Beisitzer ist auf Antrag 
der Justizverwaltung, die ihn berufen hat, seines 
Amtes zu entheben, 

1. wenn nachträglich bekannt wird, daß er nicht 
hätte zum Beisitzer berufen werden dürfen; 

2. wenn nachträglich ein Umstand eintritt, welcher 
der Berufung zum Beisitzer entgegensteht; 

3. wenn der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater seine 
Amtspflicht als Beisitzer grob verletzt. 

(2) über den Antrag der Landesjustizverwaltung 
entscheidet ein Zivilsenat des Oberlandesgerichts, 
über den Antrag des Bundesministers der Justiz ein 
Zivilsenat des Bundesgerichtshofs. Bei der Entschei- 
dung dürfen die Mitglieder des Senats für Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberatersachen nicht mitwirken. 

(3) Vor der Entscheidung ist der ehrenamtliche 
Beisitzer zu hören. Die Entscheidung ist endgültig. 

§ 80 

Stellung der ehrenamtlichen Beisitzer 
und Pflicht zur Verschwiegenheit 

(1) Die Beisitzer sind ehrenamtliche Richter. Sie 
haben in ihrer Eigenschaft als ehrenamtliche Richter 
des Berufsgerichts während der Dauer ihres Amtes 
die Stellung eines Berufsrichters. 

(2) Die ehrenamtlichen Beisitzer haben über An- 
gelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit be- 
kanntwerden, Verschwiegenheit gegen jedermann 
zu bewahren. § 65 Abs. 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden. Die Genehmigung zur Aussage erteilt 
der Präsident des Gerichts. 

§ 81 

Reihenfolge der Teilnahme an den Sitzungen 

(1) Die ehrenamtlichen Beisitzer sind zu den ein- 
zelnen Sitzungen in der Reihenfolge einer Liste her- 
anzuziehen, die der Vorsitzende nach Anhörung der 
beiden ältesten der berufenen ehrenamtlichen Bei- 
sitzer vor Beginn des Geschäftsjahres aufstellt, 

(2) Für die Entbindung eines ehrenamtlichen Bei- 
sitzers von der Dienstleistung an bestimmten Sit- 
zungstagen gilt § 54 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
sinngemäß. 

§ 83 

Entschädigung der ehrenamtlichen Beisitzer 

Die ehrenamtlichen Beisitzer erhalten eine Ent- 
schädigung nach dem Gesetz über die Entschädigung 
der ehrenamtlichen Richter. 


20 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1617 


DRITTER ABSCHNITT 
1. Verfahrensvorschriften 

§ 83 

Vorschriften für das Verfahren 

Für das berufsgerichtliche Verfahren gelten die 
nachstehenden Vorschriften. 

§ 84 

Keine Verhaftung des Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberaters 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater darf zur 
Durchführung des berufsgerichtlichen Verfahrens 
weder vorläufig festgenommen noch verhaftet oder 
vorgeführt werden. Er kann nicht zur Vorbereitung 
eines Gutachtens über seinen Geisteszustand in eine 
Heil- oder Pflegeanstalt gebracht werden, 

§ 85 

Verteidigung 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater kann sich zu 
seiner Verteidigung eines Beistandes bedienen, der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater oder Rechtsanwalt 
sein muß. Im übrigen gelten die Vorschriften der 
Strafprozeßordnung entsprechend; § 140 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3, 6 und 7 der Strafprozeßordnung ist nicht anzu- 
wenden. 

§ 86 

Abschluß der Ermittlungen und Schlußgehör 

Nach Abschluß der Ermittlungen (§ 169 a Abs. 1 
der Strafprozeßordnung) hat die Staatsanwaltschaft 
dem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und seinem 
Verteidiger Gelegenheit zur Äußerung zu geben 
(§ 169 a Abs. 2 der Strafprozeßordnung). Das Schluß- 
gehör (§ § 169 b und 169 q der Str afprozeß Ordnung) 
ist nur zu gewähren, wenn es mit Rücksicht auf Art 
und Umfang der Beschuldigung oder aus anderen 
Gründen zweckmäßig erscheint. 

§ 87 

Akteneinsicht des Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater und sein 
Verteidiger sind befugt, (die Akten, die dem Gericht 
vorliegen oder diesem im Falle der Einreichung 
einer Anschuldigungsschrift vorzulegen wären, ein- 
zusehen sowie amtlich verwahrte Beweisstücke zu 
besichtigen. § 147 Abs. 2, 3, 5 und 6 der Strafprozeß- 
ordnung ist insoweit entsprechend anzuwenden. 

§ 88 

Verhältnis des berufsgerichtlichen Verfahrens 
zum Straf- oder Bußgeldverfahren 

(1) Ist gegen einen Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
ter, der einer Verletzung seiner Pflichten beschuldigt 


wird, wegen desselben Verfahrens die öffentliche 
Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben, so 
kann gegen ihn ein berufsgerichtliches Verfahren 
zwar eingeleitet, es muß aber bis zur Beendigung 
des straf gerichtlichen Verfahrens ausgesetzt werden. 
Ebenso muß ein bereits eingeleitetes berufsgericht- 
liches Verfahren ausgesetzt werden, wenn während 
seines Laufes die öffentliche Klage im strafgericht- 
lichen Verfahren erhoben wird. Das berufsgericht- 
liche Verfahren kann fortgesetzt werden, wenn die 
Sachaufklärung gesichert ist oder wenn im straf- 
gerichtlichen Verfahren aus Gründen nicht verhan- 
delt werden kann, die in der Person des Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberaters liegen. 

(2) Wird der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater im 
gerichtlichen Verfahren wegen einer Straftat oder 
einer Ordnungs Widrigkeit freigesprochen, so kann 
wegen der Tatsachen, 'die Gegenstand der gericht- 
lichen Entscheidung waren, ein berufsgerichtliches 
Verfahren nur dann eingeleitet oder fortgesetzt 
werden, wenn diese Tatsachen, ohne den Tatbestand 
einer Straf Vorschrift oder einer Bußgel dvorschrift 
zu erfüllen, eine Verletzung der Pflichten des Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberaters enthalten. 

(3) Für die Entscheidung im berufsgerichtlichen 
Verfahren sind die tatsächlichen Feststellungen des 
Urteils im Strafverfahren oder Bußgeldverfahren 
bindend, auf denen die Entscheidung des Gerichts 
beruht. In dem berufsgerichtlichen Verfahren kann 
ein Gericht jedoch die nochmalige Prüfung solcher 
Feststellungen beschließen, deren Richtigkeit seine 
Mitglieder mit Stimmenmehrheit bezweifeln; dies 
ist in den Gründen der berufsgerichtlichen Entschei- 
dung zum Ausdruck zu bringen. 

§ 89 

Verhältnis des berufsgerichtlichen Verfahrens 
zu dem Verfahren anderer Berufsgerichts- oder 
Ehrengerichtsbarkeiten 

(1) Uber eine Pflichtverletzung eines Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberaters, der zugleich der Disziplinär-, 
Ehren- oder Berufsgerichtsbarkeit eines anderen Be- 
rufs untersteht, wird im berufsgerichtlichen Verfah- 
ren für Wirtschaftsprüfer-Steuerberater entschieden, 
es sei denn, (daß die Pflichtverletzung überwiegend 
mit der Ausübung des anderen Berufs in Zusam- 
menhang steht. Die gilt nicht für die Ausschließung 
oder für die Entfernung aus dem anderen Beruf. 

(2) Beabsichtigt die Staatsanwaltschaft, gegen 
einen solchen Wirtschaftsprüfer-Steuerberater das 
berufsgerichtliche Verfahren einzuleiten, so teilt sie 
dies der Staatsanwaltschaft oder Behörde mit, die 
für die Einleitung eines Verfahrens gegen ihn als 
Angehörigen des anderen Berufs zuständig wäre. 
Hat die für den anderen Beruf zuständige Staats- 
anwaltschaft oder Einleitungsbehörde die Absicht, 
gegen den WirtschaftsprüferHSteuerberater ein Ver- 
fahren einzuleiten, so unterrichtet sie die Staats- 
anwaltschaft, die für die Einleitung des berufs- 
gerichtlichen Verfahrens gegen den Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberater zuständig wäre. 
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(3) Hat das Gericht einer Disziplinär-, Ehren- oder 
Berufsgerichtsbarkeit sich zuvor rechtskräftig für zu- 
ständig oder unzuständig erklärt, über die Pflicht- 
verletzung eines Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters, 
der zugleich der Disziplinär-, Ehren- oder Berufs- 
gerichtsbarkeit eines anderen Berufs untersteht, zu 
entscheiden, so sind die anderen Gerichte an diese 
Entscheidung gebunden. 

§ 90 

Aussetzung des berufsgerichtlichen Verfahrens 

Das berufsgerichtliche Verfahren kann ausgesetzt 
werden, wenn in einem anderen gesetzlich geord- 
neten Verfahren über eine Frage zu entscheiden ist, 
deren Beurteilung für die Entscheidung im berufs- 
gerichtlichen Verfahren von wesentlicher Bedeutung 
ist. 


2. Das Verfahren im erstenRechtszug 

§ 91 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 

Die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht, 
bei dem der Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerbera- 
tersachen besteht, nimmt in den Verfahren vor der 
Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen 
die Aufgaben der Staatsanwaltschaft wahr. 

§ 92 

Einleitung des berufsgerichtlichen Verfahrens 

(1) Das berufsgerichtliche Verfahren wird dadurch 
eingeleitet, daß die Staatsanwaltschaft entweder bei 
dem Landgericht beantragt, die berufsgerichtliche 
Voruntersuchung zu eröffnen, oder bei diesem eine 
Anschuldigungsschrift einreicht. 

(2) Die Staatsanwaltschaft soll von dem Antrag, 
die berufsgerichtliche Voruntersuchung zu eröffnen, 
absehen und sogleich die Anschuldigungsschrift ein- 
reichen, wenn der Sachverhalt einfach liegt und 
bereits hinreichend geklärt erscheint. 

(3) Das berufsgerichtliche Verfahren wird auch da- 
durch eingeleitet, daß ein Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater selbst bei dem Landgericht beantragt, die 
berufsgerichtliche Voruntersudiung gegen ihn zu er- 
öffnen, damit er sich von dem Verdacht einer Pflicht- 
verletzung reinigen kann. An dem weiteren Ver- 
fahren ist die Staatsanwaltschaft beteiligt, wie wenn 
sie selbst den Antrag gestellt hätte. Wegen eines 
Verhaltens, das der Vorstand der Bundeskammer 
gerügt hat (§ 63), kann der Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater den Antrag nicht stellen. 

§ 93 

Gerichtlidie Entsdieidung über die Einleitung 
des Verfahrens 

(1) Gibt die Staatsanwaltschaft einen Antrag des 
Vorstandes der Bundeskammer, gegen einen Wirt- 


schaftsprüfer-Steuerberater das berufsgerichtliche 
Verfahren einzuleiten, keine Folge oder verfügt sie 
die Einstellung des Verfahrens, so hat sie ihre Ent- 
schließung dem Vorstand der Bundeskammer unter 
Angabe der Gründe mitzuteilen. 

(2) Der Vorstand der Bundeskammer kann gegen 
den Beischeid der Staatsanwaltschaft binnen eines 
Monats nach der Bekanntmachung bei dem Ober- 
landesgericht die gerichtliche Entscheidung bean- 
tragen. Der Antrag muß die Tatsachen, welche die 
Einleitung des berufsgerichtlichen Verfahrens be- 
gründen sollen, und die Beweismittel angeben. 

(3) Auf das Verfahren nach Absatz 2 sind §§ 173 
bis 175 der Strafprozeßordnung entsprechend anzu- 
wenden. 

(4) § 172 der Strafprozeßordnung ist nicht anzu- 
wenden. 

§ 94 

Entsdieidung über den Antrag auf Eröffnung 
der beruf sgeriditlichen Voruntersudiung 

(1) Die Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
beratersachen kann den Antrag, die berufsgericht- 
liche Voruntersuchung zu eröffnen, sowohl aus 
rechtlichen als auch aus tatsächlichen Gründen durch 
Beschluß ablehnen. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den der Antrag 
auf Eröffnung der Voruntersuchung abgelehnt wird, 
steht der Staatsanwaltschaft die sofortige Be- 
schwerde zu. 

(3) Der Beschluß, durch den die berufsgericht- 
liche Voruntersuchung eröffnet wird, kann von dem 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater nicht angefochten 
werden. 

§ 95 

Untersudiungsriditer 

Die berufsgerichtliche Voruntersuchung wird von 
einem Untersuchungsrichter geführt. 

§ 96 

Vernehmung des Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters 

Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater ist zu Beginn 
der berufsgerichtlichen Voruntersuchung zu laden, 
und, falls er erscheint, zu vernehmen, auch wenn er 
bereits während der Vorermittlungen gehört wor- 
den ist. Kann er aus zwingenden Gründen nicht er- 
scheinen und hat er dies rechtzeitig mitgeteilt, so ist 
er erneut zu laden. 

§ 97 

Teilnahme an Beweiserhebungen 

(1) Die Staatsanwaltschaft, der Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater und sein Verteidiger sind von allen 
Terminen, die zum Zwecke der Beweiserhebung an- 
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beraumt werden, vorher zu benachrichtigen. Sie 
können an den Beweiserhebungen teilnehmen. 

(2) Der üntersuciiüngsrichter kann den Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater von der Teilnahme an 
einem Termin ausschließen, wenn zu befürchten ist, 
daß ein Zeuge in seiner Gegenwart die Wahrheit 
nicht sagen werde. Der Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater ist über das Ergebnis dieser Beweiserhebun- 
gen zu unterrichten. 

§ 98 

Anhörung vor Schluß der berufsgerichtlichen 
Voruntersuchung 

(1) Hält der Untersuchungsrichter den Zweck der 
berufsgerichtlichen Voruntersuchung für erreicht, so 
hat er der Staatsanwaltschaft und dem Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater Gelegenheit zu geben, sich 
innerhalb einer zu bestimmenden Frist abschließend 
zu äußern. Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater kann 
innerhalb dieser Frist auch beantragen, daß er durch 
den Untersuchungsrichter in Anwesenheit des 
Staatsanwalts zu dem Ergebnis der Voruntersuchung 
mündlich gehört wird (Schlußgehör durch den Unter- 
suchungsrichter) ; er ist über dieses Recht zu be- 
lehren. § 169 b Abs. 2, 4 und 5, §§ 169 c und 297 
der Strafprozeßordnung sind auf das Schlußgehör 
durch den Untersuchungsrichter entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Beantragt die Staatsanwaltschaft oder der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, die Vorunter- 
suchung zu ergänzen, so hat der Untersuchungs- 
richter, wenn er dem Antrag nicht stattgeben will, 
die Entscheidung der Kammer für Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberatersachen einzuholen. 

(3) Gegen den Beschluß, durch den ein Antrag 
auf Ergänzung der Voruntersuchung abgelehnt wird, 
ist die sofortige Beschwerde zulässig. 

§ 99 

Schluß der berufsgerichtlichen Voruntersuchung 

(1) Nach Schluß der berufsgerichtlichen Vor- 
untersuchung übersendet der Untersuchungsrichter 
die Akten der Staatsanwaltschaft zur Stellung ihrer 
Anträge. § 197 Abs. 3 der Strafprozeßordnung ist 
nicht anzuwenden. 

(2) Von dem Schluß der Voruntersuchung ist der 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater in Kenntnis zu 
setzen. 

§ 100 

Anträge der Staatsanwaltschaft 
nach Schluß der berufsgerichtlichen Voruntersuchung 

Hat eine berufsgerichtliche Voruntersuchung statt- 
gefunden, so reicht die Staatsanwaltschaft eine An- 
schuldigungsschrift bei dem Landgericht ein oder 
beantragt, den Wirtschaftsprüfer-Steuerberater außer 
Verfolgung zu setzen oder das Verfahren vorläufig 
einzustellen. 


§ 101 

Inhalt der Anschuldigungsschrift 

(1) In der Anschuldigungsschrift (§ 92 Abs. 1, 
§ 100 dieses Gesetzes sowie § 207 Abs. 3, § 208 
Abs. 2 Satz 2 der Strafprozeßordnung) ist die dem 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater zur Last gelegte 
Pflichtverletzung unter Anführung der sie begrün- 
denden Tatsachen zu bezeichnen (Anschuldigungs- 
satz). Ferner sind die Beweismittel anzugeben, wenn 
in der Hauptverhandlung Beweise erhoben werden 
sollen. 

(2) In den Fällen des § 92 Abs. 1 und des § 100 
enthält die Anschuldigungsschrift den Antrag, das 
Hauptverfahren vor der Kammer für Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberatersachen zu eröffnen. 

§ 102 

Entscheidung über die Eröffnung 
des Hauptverfahrens 

(1) In dem Beschluß, durch den das Haupt- 
verfahren eröffnet wird, läßt die Kammer für Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberatersachen die Anschuldigung 
zur Hauptverhandlung zu. 

(2) Der Beschluß, durch den das Hauptverfahren 
eröffnet worden ist, kann von dem Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater nicht angefochten werden. 

(3) Der Beschluß, durch den die Eröffnung des 
Hauptverfahrens abgelehnt wird, ist zu begründen. 
Gegen den Beschluß steht der Staatsanwaltschaft die 
sofortige Beschwerde zu. 

§ 103 

Rechtskraftwirkung eines ablehnenden Beschlusses 

Ist die Eröffnung des Hauptverfahrens durch 
einen nicht mehr anfechtbaren Beschluß abgelehnt, 
so kann der Antrag auf Einleitung des berufsgericht- 
lichen Verfahrens nur auf Grund neuer Tatsachen 
oder Beweismittel und nur innerhalb von fünf 
Jahren, seitdem der Beschluß rechtskräftig gewor- 
den ist, erneut gestellt werden. 

§ 104 

Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 

Der Beschluß über die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens ist dem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 
spätestens mit der Ladung zuzustellen. Entsprechen- 
des gilt in den Fällen cies § 207 Abs. 3 und des 
§ 208 Abs. 2 Satz 2 der Strafprozeßordnung für die 
nachgereichte Anschuldigungsschrift. 

§ 105 

Hauptverhandlung trotz Ausbleibens 
des Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters 

Die Hauptverhandlung kann gegen einen Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater, der nicht erschienen ist, 
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durchgeführt werden, wenn er ordnungsgemäß ge- 
laden und in der Ladung darauf hingewiesen ist, 
daß in seiner Abwesenheit verhandelt werden kann. 
Eine öffentliche Ladung ist nicht zulässig. 

§ 106 

Nichtöffentlidie Hauptverhandlung 

(1) Die Hauptverhandlung ist nicht öffentlich. 
Auf Antrag der Staatsanwaltschaft kann, auf Antrag 
des Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters muß die Öffent- 
lichkeit hergestellt werden. In diesem Fall sind die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über 
die Öffentlichkeit sinngemäß anzuwenden. 

(2) Zu nicht Öffentlichen Verhandlungen ist Ver- 
tretern der Landesjustizverwaltung, dem Präsiden- 
ten des Oberlandesgerichts oder seinem Beauftrag- 
ten, den Beamten der Staatsanwaltschaft bei dem 
Oberlandesgericht, Vertretern des Bundesministers 
für Wirtschaft, des Bundesministers der Finanzen, 
Vertretern der obersten Landesbehörden, Vertretern 
der Bundeskammer und den Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberatern der Zutritt gestattet. Die Kammer 
für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen kann nach 
Anhörung der Beteiligten auch andere Personen als 
Zuhörer zulassen. 

§ 107 

Beweisaufnahme durch einen ersuchten Richter 

Die Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuerberater- 
sachen kann ein Amtsgericht um die Vernehmung 
von Zeugen oder Sachverständigen ersuchen. Der 
Zeuge oder Sachverständige ist jedoch auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft oder des Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberaters in der Haupt Verhandlung zu ver- 
nehmen,. es sei denn, daß er voraussichtlich am Er- 
scheinen in der Hauptverhandlung verhindert ist 
oder ihm das Erscheinen wegen großer Entfernung 
nicht zugemutet werden kann. 

§ 108 

Verlesen von Protokollen 

(1) Die Kammer für Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
beratersachen beschließt nach pflichtmäßigem Er- 
messen, ob die Aussage eines Zeugen oder eines 
Sachverständigen, der bereits in dem berufsgericht- 
lichen oder in einem anderen gesetzlich geordneten 
Verfahren vernommen worden ist, zu verlesen sei. 

(2) Bevor der Gerichtsbeschluß ergeht, kann der 
Staatsanwalt oder der Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater beantragen, den Zeugen oder Sachverstän- 
digen in der Hauptverhandlung zu vernehmen. 
Einem solchen Antrag ist zu entsprechen, es sei 
den, daß der Zeuge oder Sachverständige voraus- 
sichtlich am Erscheinen in der Hauptverhandlung 
verhindert ist oder ihm das Erscheinen wegen 
großer Entfernung nicht zugemutet werden kann. 


Wird dem Antrag stattgegeben, so darf das Proto- 
koll über die frühere Vernehmung nicht verlesen 
werden. _ 

(3) Ist ein Zeuge oder Sachverständiger durch 
einen ersuchten Richter vernommen worden (§ 107), 
so kann der Verlesung des Protokolls nicht wider- 
sprochen werden. Der Staatsanwalt oder der Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater kann jedoch der Ver- 
lesung widersprechen, wenn ein Antrag gemäß § 107 
Satz 2 abgelehnt worden ist und Gründe für eine 
Ablehnung des Antrags jetzt nicht mehr bestehen. 

§ 109 

Entscheidung 

(1) Die Haupt Verhandlung schließt mit der auf die 
Beratung folgenden Verkündung des Urteils. 

(2) Das Urteil lautet auf Freisprechung, Verurtei- 
lung oder Einstellung des Verfahrens. 

(3) Das berufsgerichtliche Verfahren ist, abge- 
sehen von dem Fall des § 260 Abs. 3 der Strafpro- 
zeßordnung, einzustellen, 

1. wenn die Bestellung als Wirtschaftsprüfer-Steu- 
erberater erloschen oder zurückgenommen ist 
(§'§ 19 bis 22); 

2. wenn nach § 71 von einer berufsgerichtlichen 
Ahndung abzusehen ist. 


3. Die Rechtsmittel 
§ 110 

Beschwerde 

Für die Verhandlung und Entscheidung über Be- 
schwerden ist der Senat für Wirtschaftsprüfer-Steu- 
erberatersachen beim Oberlandesgericht zuständig. 

§ 111 
Berufung 

(1) Gegen das Urteil der Kammer für Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberatersachen ist die Berufung an den 
Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen zu- 
lässig. 

(2) Die Berufung muß binnen einer Woche nach 
Verkündung des Urteils bei der Kammer für Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberatersachen schriftlich einge- 
legt werden. Ist das Urteil nicht in Anwesenheit des 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters verkündet worden, 
so beginnt für diesen die Frist mit der Zustellung. 

(3) Die Berufung kann nur schriftlich gerechtfer- 
tigt werden. 

(4) Auf das Verfahren sind im übrigen neben den 
Vorschriften der Strafprozeßordnung über die Be- 
rufung §§ 105, 106, 107 bis 109 dieses Gesetzes sinn- 
gemäß anzuwenden. 
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§ 112 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft vor dem Senat 
für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersadien 

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft in dem Ver- 
fahren vor dem Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
beratersachen werden von der Staatsanwaltschaft 
bei dem Oberlandesgericht wahrgenommen, bei dem 
der Senat besteht. 

§ 113 
Revision 

(1) Gegen ein Urteil des Senats für Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberatersachen bei dem Oberlandesge- 
richt ist die Revision an den Bundesgerichtshof zu- 
lässig, 

1. wenn das Urteil auf Ausschließung aus dem Be- 
ruf lautet; 

2. wenn der Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
beratersachen bei dem Oberlandesgericht entge- 
gen einem Antrag der Staatsanwaltschaft nicht 
auf Ausschließung erkannt hat, 

(2) Auf das Verfahren vor dem Bundesgerichtshof 
sind im übrigen neben den Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung über die Revision §§ 106 und 109 
Abs. 3 dieses Gesetzes sinngemäß anzuwenden. 

§ 114 

Mitwirkung der Staatsanwaltschaft 
vor dem Bundesgerichtshof 

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft in den Ver- 
fahren vor dem Bundesgerichtshof werden von dem 
Generalbundesanwalt wahrgenommen. 


4. Die Sicherung von Beweisen 
§ 115 

Anordnung der Beweissicherung 

(1) Wird ein berufsgerichtliches Verfahren gegen 
den Wirtschaftsprüfer-Steuerberater eingestellt, weil 
seine Bestellung als Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 
erloschen oder zurückgenommen ist, so kann in der 
Entscheidung zugleich auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft die Sicherung der Beweise angeordnet wer- 
den, wenn zu erwarten ist, daß auf Ausschließung 
aus dem Beruf erkannt worden wäre. Die Anord- 
nung kann nicht angefochten werden. 

(2) Die Beweise werden von dem Untersuchungs- 
richter aufgenommen. 

§ 116 

Verfahren 

(1) Der Untersuchungsrichter hat von Amts we- 
gen alle Beweise zu erheben, die eine Entscheidung 


darüber begründen können, ob das eingestellte Ver- 
fahren zur Ausschließung aus dem Beruf geführt 
hätte. Den Umfang des Verfahrens bestimmt der 
Untersuchungsrichter nach pflichtmäßigem Ermes- 
sen, ohne an Anträge gebunden zu sein; seine Ver- 
fügungen können insoweit nicht angefochten wer- 
den. 

(2) Zeugen sind, soweit nicht Ausnahmen vorge- 
schrieben oder zugelassen sind, eidlich zu verneh- 
men. 

(3) Die Staatsanwaltschaft und der frühere Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater sind an dem Verfahren 
zu beteiligen. Ein Anspruch auf Benachrichtigung 
von Terminen, die zum Zwecke der Beweissicherung 
anberaumt werden, steht dem früheren Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater nur zu, wenn er sich im Inland 
aufhält und seine Anschrift dem Landgericht ange- 
zeigt hat. 

(4) Erachtet der Untersuchungsrichter den Zweck 
des Verfahrens für erreicht, so übersendet er die 
Akten dem Landgericht. 


5. Das Berufsverbot 
§ 117 

Voraussetzung des Verbotes 

(1) Ist gegen einen Wirtschaftsprüfer-Steuerbe- 
rater das berufsgerichtliche Verfahren eingeleitet, 
so kann gegen ihn durch Beschluß ein Berufsverbot 
verhängt werden, wenn zu erwarten ist, daß gegen 
ihn auf Ausschließung aus dem Beruf erkannt wer- 
den wird. 

(2) Für die Verhandlung und Entscheidung ist 
das Gericht zuständig, dem der Antrag der Staats- 
anwaltschaft auf Einleitung des berufsgerichtlichen 
Verfahrens vorliegt oder vor dem das berufs gericht- 
liche Verfahren anhängig ist. 

§ 118 

Mündliche Verhandlung 

(1) Der Beschluß, durch den ein Berufsverbot ver- 
hängt wird, kann nur auf Grund mündlicher Ver- 
handlungen ergehen. 

(2) Auf die Besetzung des Gerichts, die Ladung 
und die mündliche Verhandlung sind die Vorschrif- 
ten entsprechend anzuwenden, die für die Hauptver- 
handlung vor dem erkennenden Gericht maßgebend 
sind, soweit sich nicht aus den folgenden Vorschrif- 
ten etwas anderes ergibt. 

(3) In der Ladung ist die dem Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater zur Last gelegte Pflichtverletzung 
durch Anführung der sie begründenden Tatsachen 
zu bezeichnen, ferner sind die Beweismittel anzu- 
geben. Dies ist jedoch .nicht erforderlich, wenn dem 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater die Anschuldigungs- 
schrift bereits mitgeteilt worden ist. 
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(4) Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt 
das Gericht nach pflichtmäßigem Ermessen, ohne an 
Anträge der Staatsanwaltschaft oder des Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberaters gebunden zu sein. 

§ 119 

Abstimmung über das Verbot 

Zur Verhängung des Berufsverbots ist eine Mehr- 
heit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. 

§ 120 

Verbot im Anschluß an die Hauptverhandlung 

Hat das Gericht auf Ausschließung aus dem Beruf 
erkannt, so kann es im unmittelbaren Anschluß an 
die Hauptverhandlung über die Verhängung des 
Berufsverbotes verhandeln und entscheiden. Dies 
gilt auch dann, wenn der Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater ZU der Hauptverhandlung nicht erschienen 
ist. 

§ 121 

Zustellung des Beschlusses 

Der Beschluß ist mit Gründen zu versehen. Er ist 
dem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater zuzustellen. 

§ 122 

Wirkung des Verbotes 

(1) Der Beschluß wird mit der Verkündung wirk- 
sam. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, gegen 
den ein Berufsverbot verhängt ist, darf seinen Be- 
ruf nicht ausüben. 

(3) Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, gegen 
den ein Berufsverbot verhängt ist, darf jedoch seine 
eigenen Angelegenheiten, die Angelegenheiten sei- 
nes Ehegatten und seiner minderjährigen Kinder 
wahrnehmen, soweit es sich nicht um die Erteilung 
von Prüfungsvermerken handelt. 

(4) Die Wirksamkeit von Rechtshandlungen, die 
der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater vornimmt, wird 
durch das Berufsverbot nicht berührt. Das gleiche 
gilt für Rechtshandlungen, die ihm gegenüber vor- 
genommen werden. 

§ 123 

Zuwiderhandlungen gegen das Verbot 

(1) Der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, der einem 
gegen ihn ergangenen Berufsverbot wissentlich zu- 
widerhandelt, wird aus dem Beruf ausgeschlossen, 
sofern nicht wegen besonderer Umstände eine mil- 
dere berufsgerichtliche Maßnahme ausreichend er- 
scheint. 

(2) Gerichte oder Behörden sollen einen Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater, der entgegen einem Be- 
rufsverbot vor ihnen auftritt, zurückweisen. 


§ 124 

Beschwerde 

(1) Gegen den Beschluß, durch den die Kammer 
für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen ein Be- 
rufsverbot verhängt, ist die sofortige Beschwerde 
zulässig. Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den die Kammer 
für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen es ab- 
lehnt, ein Berufsverbot zu verhängen, steht der 
Staatsanwaltschaft die sofortige Beschwerde zu. 

(3) über die sofortige Beschwerde entscheidet 
der Senat für Wirtschaftsprüfer-Steuerberatersachen. 
Für das Verfahren gelten neben den Vorschriften 
der Strafprozeß Ordnung über die Beschwerde § 118 
Abs. 1, 2 und 4 sowie §§119 und 121 dieses Gesetzes 
entsprechend. 

§ 125 

Außerkrafttreten des Verbotes 

Das Berufsverbot tritt außer Kraft, 

1. wenn ein nicht auf Ausschließung lautendes Ur- 
teil ergeht; 

2. wenn der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater außer 
Verfolgung gesetzt wird. 

§ 126 

Aufhebung des Verbotes 

(1) Das Berufsverbot wird aufgehoben, wenn sich 
ergibt, daß die Voraussetzungen für seine Verhän- 
gung nicht oder nicht mehr vorliegen. 

(2) über die Aufhebung entscheidet das Gericht, 
bei dem das berufsgerichtliche Verfahren anhängig 
ist. 

(3) Beantragt der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, 
das Verbot aufzuheben, so kann eine erneute münd- 
liche Verhandlung angeordnet werden. Der Antrag 
kann nicht gestellt werden, solange über eine so- 
fortige Beschwerde des Wirtschaftsprüfer-Steuerbe- 
raters nach § 124 Abs. 1 noch nicht entschieden ist. 
Gegen den Beschluß, durch den der Antrag abge- 
lehnt wird, ist eine Beschwerde nicht zulässig. 

§ 127 

Bestellung eines Vertreters 

(1) Für den Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, ge- 
gen den ein Berufsverbot verhängt ist, wird im Falle 
des Bedürfnisses von der obersten Landesbehörde 
im Einvernehmen mit der für die Finanzverwaltung 
zuständigen obersten Landesbehörde ein Vertreter 
bestellt. Vor der Bestellung sind der Vorstand der 
Bundeskammer und der Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater zu hören. Der Wirtschaftsprüfer-Steuerbe- 
rater kann einen geeigneten Vertreter vorschlagen. 

(2) Der Vertreter muß Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater sein. 


26 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1617 


(3) Ein Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, dem die 
Vertretung übertragen wird, kann sie nur aus einem 
wichtigen Grund ablehnen. Uber die Ablehnung ent- 
scheidet die oberste Landesbehörde im Einverneh- 
men mit der für die Finanzverwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörde. Vor der Entscheidung ist 
der Vorstand der Bundeskammer zu hören. 

(4) Der Vertreter führt sein Amt unter eigener 
Verantwortung, jedoch für Rechnung und auf Kosten 
des Vertretenen. An Weisungen des Vertretenen ist 
er nicht gebunden. 

(5) Der Vertretene hat dem Vertreter eine ange- 
messene Vergütung zu zahlen. Auf Antrag des Ver- 
tretenen oder des Vertreters setzt der Vorstand der 
Bundeskammer die Vergütung fest. Der Vertreter ist 
befugt, Vorschüsse auf die vereinbarte oder fest- 
gesetzte Vergütung zu entnehmen. Für die festge- 
setzte Vergütung haftet die Bundeskammer wie ein 
Bürge. 


VIERTER ABSCHNITT 

Die Kosten in dem berufsgerichtlichen Verfah- 
ren und in dem Verfahren bei Anträgen auf 
berufsgerichtliche Entscheidung über die Rüge 

§ 128 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das berufsgerichtliche Verfahren und das Ver- 
fahren bei einem Antrag auf berufsgerichtliche Ent- 
scheidung über die Rüge (§ 64 Abs. 1) werden keine 
Gebühren, sondern nur die Auslagen nach den Vor- 
schriften des Gerichtskostengesetzes erhoben. 

§ 129 

Kosten bei Anträgen auf Einleitung 
des berufsgerichtlichen Verfahrens 

(1) Einem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, der 
einen Antrag, die berufsgerichtliche Voruntersu- 
chung gegen ihn zu eröffnen, zurücknimmt {§ 92 
Abs. 3), sind die durch dieses Verfahren entstan- 
denen Kosten aufzuerlegen. 

(2) Wird ein Antrag des Vorstandes der Bundes- 
kammer auf gerichtliche Entscheidung in dem Fall 
des § 93 Abs. 2 verworfen, so sind die durch das 
Verfahren über den Antrag veranlaßten Kosten der 
Bundeskammer aufzuerlegen. 

§ 130 

Kostenpflicht des Verurteilten 

(1) Dem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, der in 
dem berufsgerichtlichen Verfahren verurteilt wird, 
sind zugleich die in dem Verfahren entstandenen 
Kosten ganz oder teilweise aufzuerlegen. Dasselbe 
gilt, wenn das berufsgerichtliche Verfahren wegen 
Erlöschens oder Zurücknahme der Bestellung ein- 
gestellt wird und nach dem Ergebnis des bisherigen 


Verfahrens die Verhängung einer berufsgericht- 
lichen Maßnahme gerechtfertigt gewesen wäre; zu 
den Kosten des berufsgeriditlichen Verfahrens ge- 
hören in diesem Falle auch diejenigen, die in einem 
anschließenden Verfahren zum Zwecke der Beweis- 
sicherung (§§ 115, 116) entstehen. 

(2) Dem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, der in 
dem berufsgerichtlichen Verfahren ein Rechtsmittel 
zurückgenommen oder ohne Erfolg eingelegt hat, 
sind zugleich die durch dieses Verfahren entstan- 
denen Kosten aufzuerlegen. Hat das Rechtsmittel 
teilweise Erfolg, so kann dem Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater ein angemessener Teil dieser Kosten 
auferlegt werden. 

(3) Für die Kosten, die durch einen Antrag auf 
Wiederaufnahme des durch ein rechtskräftiges Urteil 
abgeschlossenen Verfahrens verursacht worden sind, 
ist Absatz 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 131 

Kostenpflicht in dem Verfahren bei Anträgen auf 
berufsgerichtliche Entscheidung über die Rüge 

(1) Wird der Antrag auf berufsgerichtliche Ent- 
scheidung über die Rüge als unbegründet zurückge- 
wiesen, so ist § 130 Abs. 1 Satz 1 entsprechend anzu- 
wenden. Stellt das Berufsgericht fest, daß die Rüge 
wegen Verhängung einer berufsgerichtlichen Maß- 
nahme unwirksam ist (§ 64 Abs. 5 Satz 2) oder hebt 
es den Rügebescheid gemäß § 64 Abs. 3 Satz 2 auf, 
so kann es dem Wirtschaftsprüfer-Steuerberater die 
in dem Verfahren entstandenen Kosten ganz oder 
teilweise auferlegen, wenn es dies für angemessen 
erachtet. 

(2) Nimmt der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater 
den Antrag auf berufsgerichtliche Entscheidung zu- 
rück oder wird der Antrag als unzulässig verworfen, 
so gilt § 130 Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 

(3) Wird der Rügebescheid, den Fall des § 64 
Abs. 3 Satz 2 ausgenommen, aufgehoben oder wird 
die Unwirksamkeit der Rüge wegen eines Frei- 
spruchs des Wirtschaftsprüfer-Steuerberaters im be- 
rufsgerichtlichen Verfahren oder aus Gründen des 
§ 70 Abs. 2 Satz 2 festgestellt (§ 64 Abs. 5 Satz 2), 
so sind die notwendigen Auslagen des Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberaters der Bundeskammer aufzu- 
erlegen. 

§ 132 

Haftung der Bundeskammer 

Kosten, die weder dem Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater noch einem Dritten auferlegt oder von dem 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater nicht eingezogen 
werden können, fallen der Bundeskammer zur Last. 

§ 133 

Vollstreckung der berufsgerichtlichen 
Maßnahmen und der Kosten 

(1) Die Ausschließung aus dem Beruf (§ 69 Abs. 1 
Nr. 4) wird mit der Rechtskraft des Urteils wirksam. 
Der Verurteilte wird auf Grund einer beglaubigten 
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Abschrift der Urteilsformel, die mit der Bescheini- 
gung der Rechtskraft versehen ist, im Berufsregister 
gelöscht. 

(2) Warnung und Verweis (§ 69 Abs. 1 Nr. 1 
und 2) gelten mit der Rechtskraft des Urteils als voll- 
streckt. 

(3) Die Geldbuße (§ 69 Abs. 1 Nr. 3) wird auf 
Grund einer von dem Vorsitzenden des Berufsge- 
richts erteilten, mit der Bescheinigung der Rechtskraft 
versehenen beglaubigten Abschrift der Entschei- 
dungsformel nach den Vorschriften vollstreckt, die 
für die Vollstreckung von Urteilen in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten gelten. Sie fließen der Bundes- 
kammer zu. Die Vollstreckung wird von der Bundes- 
kammer betrieben. 

(4) Die Vollstreckung der Geldbuße und die Bei- 
treibung der Kosten werden nicht dadurch gehindert, 
daß der Wirtschaftsprüfer-Steuerberater nach rechts- 
kräftigem Abschluß des Verfahrens aus dem Beruf 
ausgeschieden ist. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Anzuwendende Vorschriften 

§ 134 

Entsprechende Anwendung des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes, der Strafprozeß Ordnung und des Gerichts- 
kostengesetzes 

Für die Berufsgerichtsbarkeit sind ergänzend das 
Gerichtsverfassungsgesetz, die Strafprozeßordnung 
und das Gerichtskostengesetz sinngemäß anzuwen- 
den. 

§ 135 

Tilgung 

(1) Eintragungen in den über den Wirtschaftsprü- 
fer-Steuerberater geführten Akten über eine War- 
nung sind nach fünf, über einen Verweis oder eine 
Geldbuße nach zehn Jahren zu tilgen. Die über diese 
berufsgerichtlichen Maßnahmen entstandenen Vor- 
gänge sind aus den über den Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater geführten Akten zu entfernen und zu 
vernichten. Nach Ablauf dieser Frist dürfen diese 
Maßnahmen bei weiteren berufsgerichtlichen Maß- 
nahmen nicht mehr berücksichtigt werden. 

(2) Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 
berufsgerichtliche Maßnahme unanfechtbar gewor- 
den ist. ' 

(3) Die Frist endet nicht, solange gegen den Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater ein Strafverfahren, ein 
berufsgerichtliches oder ein ehrengerichtliches Ver- 
fahren oder ein Disziplinarverfahren schwebt, eine 
andere berufsgerichtliche Maßnahme berücksichtigt 
werden darf oder ein auf Geldbuße lautendes Urteil 
noch nicht vollstreckt ist. 

(4) Nach Ablauf der Frist gilt der Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater als von berufsgerichtlichen 
Maßnahmen nicht betroffen. 


(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Rügen des Vor- 
standes der Bundeskammer entsprechend. Die Frist 
beträgt fünf Jahre. 


SECHSTER TEIL 

Fortgelten früherer Bestellungen 
und Anerkennungen 

ERSTER ABSCHNITT 

Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

§ 136 

Berufszugehörigkeit und Berufsbezeidmung 

(1) Wirtschaftsprüfer ist, wer nach den Vorschrif- 
ten des Gesetzes über eine Berufsordnung der Wirt- 
schaftsprüfer (Wirtschaftsprüferordnung) vom 24. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1049) als solcher bestellt 
oder anerkannt ist. 

(2) Bestellungen von Wirtschaftsprüfern, die in 
Deutschland außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes vorgenommen worden sind, können aner- 
kannt werden, wenn hierbei die vor dem 8. Mai 1945 
geltenden Bestimmungen über die Zulassung, die 
Prüfung, sowie die Bestellung oder andere Bestim- 
mungen angewandt worden sind, die in ihrem we- 
sentlichen Inhalt den vor dem 8. Mai 1945 geltenden 
Bestimmungen oder den Vorschriften der Wirt- 
schaftsprüferordnung entsprechen. Die Entscheidung 
über die Anerkennung trifft die zuständige oberste 
Landesbehörde für Wirtschaft nach Anhörung der 
Bundeskammer. Das gleiche gilt, wenn Zweifel dar- 
über bestehen, ob die Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 gegeben sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die 
Anerkennung von Wirtschaftsprüfungsgesellschaf- 
ten. 

(4) Wirtschaftsprüfer haben im beruflichen Ver- 
kehr die Berufsbezeichnung „Wirtschaftsprüfer", 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften die Bezeichnung 
„Wirtschaftsprüfungsgesellschaft" zu führen. 

§ 137 

Inhalt der Tätigkeit 

Für den Inhalt der Tätigkeit von Wirtschaftsprü- 
fern und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften gilt § 2. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Steuerberater 

und Steuerberatungsgesellschaften 
§ 138 

(1) Steuerberater ist, wer nach den Vorschriften 
des Gesetzes ^ 1 *=» Rechtsverhältnisse der Steuer- 
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Berater und Steuerbevollmächtigten (Steuerbera- 
tungsgesetz) vom 16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1301) als solcher bestellt oder anerkannt ist. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Anerkennung 
von Steuerberatungsgesellschaften. 

(3) Steuerberater haben im beruflichen Verkehr 
die Berufsbezeichnung „Steuerberater", Steuerbera- 
tungsgesellschaften die Bezeichnung „Steuerbera- 
tungsgesellschaft" zu führen. 

§ 139 

Inhalt der Tätigkeit 

Steuerberater haben die Aufgabe, im Rahmen 
ihres Auftrags ihre Auftraggeber in Steuersachen zu 
beraten, sie zu vertreten und ihnen bei der Bearbei- 
tung ihrer Steuerangelegenheiten und bei der Er- 
füllung ihrer steuerlichen Pflichten Hilfe zu leisten. 
Dazu gehören auch die Hilfeleistungen in Steuer- 
strafsachen und Bußgeldsachen wegen einer Steuer- 
ordnungswidrigkeit sowie die Hilfeleistung bei der 
Erfüllung von Buchführungspflichten, die auf Grund 
von Steuergesetzen bestehen, Insbesondere die Auf- 
stellung von Steuerbilanzen und deren steuerrecht- 
liche Beurteilung. 


DRITTER ABSCHNITT 
§ 140 

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Steuer- 
beratungsgesellschaft 

(1) Personen, welche die Voraussetzungen des 
§ 136 Abs. 1 und des § 138 Abs. 1 erfüllen, sind 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater im Sinne dieses Ge- 
setzes. 

(2) Gesellschaften, welche die Voraussetzungen 
des § 136 Abs. 2 und des § 138 Abs. 2 erfüllen, sind 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell- 
schaft im Sinne dieses Gesetzes. Erfüllen solche Ge- 
sellschaften die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 
nicht und haben sie bis zum Ablauf des zweiten 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Maß- 
nahmen nicht getroffen, die die Übereinstimmung 
mit dem Gesetz hersteilen, so muß die oberste Lan- 
desbehörde die Anerkennung zurücknehmen. § 33 
Abs. 2 findet Anwendung. 


VIERTER ABSCHNITT 
§ 141 

Vereidigte Buchprüfer und Buchprüfungs- 
gesellschaften 

(1) Vereidigter Buchprüfer ist, wer nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über eine Berufsordnung der 
Wirtschaftsprüfer (Wirtschaftsprüferordnung) vom 
24. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1049) als solcher 


anerkannt oder wiederbestellt ist. Das gilt nidit für 
Personen, die unter § 136 fallen. 

(2) Bestellungen von vereidigten Buchprüfern (Bü- 
cherrevisoren), die in Deutschland außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes vorgenornmen 
worden sind, können anerkannt werden, wenn hier- 
bei die vor dem 8. Mai 1945 geltenden Bestimmun- 
gen über die Zulassung, die Prüfung sowie die Be- 
stellung oder andere Bestimmungen angewandt 
worden sind, die in ihrem wesentlichen Inhalt den 
vor dem 8. Mai 1945 geltenden Bestimmungen oder 
den Vorschriften der WPO entsprechen. Die Ent- 
scheidung über die Anerkennung trifft die zustän- 
dige oberste Landesbehörde für Wirtschaft nach An- 
hörung der Bundeskammer. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für die 
Anerkennung von Buchprüfungsgesellschaften. 

(4) Vereidigte Buchprüfer haben im beruflichen 
Verkehr die Berufsbezeichnung „vereidigter Buch- 
prüfer" , Buchprüfungsgesellschaften die Bezeich- 
nung „Buchprüfungsgesellschaft" zu führen. 

§ 142 

Inhalt und Tätigkeit 

Vereidigte Buchprüfer haben die berufliche Auf- 
gabe, Prüfungen auf dem Gebiet des betrieblichen 
Rechnungswesens, insbesondere Buch- und Bilanz- 
prüfungen, durchzuführen. Sie können über das Er- 
gebnis ihrer Prüfungen Prüfungsvermerke erteilen. 
Zu den Prüfungsvermerken gehören auch Bestäti- 
gungen und Feststellungen, die vereidigte Buchprü- 
fer auf Grund gesetzlicher Vorschriften vornehmen. 
Vereidigte Buchprüfer sind befugt, ihre Auftrag- 
geber in steuerlichen Angelegenheiten nach Maß- 
gabe der bestehenden Vorschriften zu beraten und 
zu vertreten. Vereidigte Buchprüfer können unter 
Berufung auf ihren Berufseid auf den Gebieten des 
betrieblichen Rechnungswesens als Sachverständige 
auftreten. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Anwendung von Vorschriften des Gesetzes 
§ 143 

(1) Auf Wirtschaftsprüfer, Steuerberater und ver- 
eidigte Buchprüfer finden die Vorschriften des § 1 
Abs. 3, der §§ 3, 17 Abs. 2, §§ 18 bis 22, der 
Sechste Abschnitt des Zweiten Teils, §§ 41 bis 45, 
47 bis 56, der Fünfte Teil sowie § 144 sinngemäß 
Anwendung. Im berufsgerichtlichen Verfahren ge- 
gen Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer und 
Steuerberater können an die Stelle von Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberatern, Wirtschaftsprüfer, vereidigte 
Buchprüfer oder Steuerberater als Beisitzer treten. 

(2) Für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, Steuer- 
beratungsgesellschaften und Buchprüfungsgesell- 
schaften finden § 1 Abs. 4, der Fünfte und Sechste 
Abschnitt des Zweiten Teils, der § 45 Abs. 2, §§ 54, 
56 sowie § 145 sinngemäß Anwendung. 
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(3) Für Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Buchprü- 
fungsgesellschaften findet außerdem § 46 Anwen- 
dung. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Wiederbestellung 

§ 144 

(1) Wirtschaftsprüfer, Wirtschaftsprüfer im Ge- 
nossenschaftswesen, Steuerberater und vereidigte 
Buchprüfer, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nach den bisher oder früher geltenden Vorschriften 
ordnungsmäßig bestellt, anerkannt oder zugelassen 
waren, und deren Bestellung, Anerkennung oder 
Zulassung aus § 22 Abs. 1 entsprechenden Gründen 
erloschen war, können nach § 22 als Wirtschafts- 
prüfer, Steuerberater oder vereidigter Buchprüfer 
wiederbestellt werden. 

(2) Personen, die durch Wiederbestellung, Wirt- 
schaftsprüfer und Steuerberater werden, sind Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater im Sinne dieses Ge- 
setzes. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
§ 145 

Anerkennung neuer Wirtschaftsprüfungsgesellschaf- 
ten, Steuerberatungsgesellschaften und Buchprü- 
fungsgesellschaften 

(1) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, offene Handelsgesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften können als Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft, Steuerberatungsgesellschaft oder Buch- 
prüfungsgesellschaft anerkannt werden. 

(2) Voraussetzung für die Anerkennung ist, daß 
die Mitglieder des Vorstandes, die Geschäftsführer 
oder die persönlich haftenden Gesellschafter bei 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften Wirtschaftsprüfer 
oder Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, bei Steuerbe- 
ratungsgesellschaften Steuerberater oder Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater, bei Buchprüfungsgesell- 
schaften vereidigte Buchprüfer sind und mindestens 
ein Mitglied des Vorstandes, ein Geschäftsführer 
oder ein persönlich haftender Gesellschafter seinen 
Wohnsitz am Sitz der Gesellschaft hat. Im übrigen 
gelten die Vorschriften des Fünften Abschnitts des 
Zweiten Teils entsprechend. 

SIEBENTER TEIL 

Bußgeld- und Strafvorsdiriften 

§ 146 

Verbot verwechslungsfähiger 
Berufsbezeichnungen 

(1) Die Führung der Berufsbezeichnung „Buchprü- 
fer"', „Bücherrevisor", „Wirtschaftsberater" oder 
„Wirtschaftstreuhänder" ist untersagt. 


(2) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in Ab- 
satz 1 genannten Berufsbezeichnungen führt. Ord- 
nungswidrig handelt auch, wer zum Hinweis auf 
eine steuerberatende Tätigkeit eine Bezeichnung 
verwendet, die nicht amtlich verliehen ist. Satz 2 
findet auf Rechtsanwälte keine Anwendung. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

§ 147 

Schutz der Bezeichnungen 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird be- 
straft, wer 

1. unbefugt die Berufsbezeichnung „Wirtschafts- 
prüfer-Steuerberater", „Wirtschaftsprüfer", Steu- 
erberater" oder „vereidigter Buchprüfer" führt; 

2. als Vorstandsmitglied, Geschäftsführer, persön- 
lich haftender Gesellschafter oder Prokurist die 
Bezeichnung „Wirtschaftsprüfungs- und Steuer- 
beratungsgesellschaft" , „Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft", „Steuerberatungsgesellschaft" oder 
„Buchprüfungsgesellschaft" für eine Gesellschaft 

* gebraucht, die nicht als solche anerkannt ist. 

ACHTER TEIL 

Verwaltungsgebühren 

§ 148 

Gebühren für Zulassung, Prüfung und 
Wiederbestellung 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag auf Zu- 
lassung zur Prüfung oder auf Wiederbestellung hat 
der Bewerber eine Gebühr von 150 Deutsche Mark 
zu zahlen. Die Gebühr ist bei Stellung des Antrags 
an die für die Zulassung oder die Wiederbestellung 
zuständige oberste Landesbehörde zu entrichten. 

(2) Für die Prüfung hat der Bewerber eine Ge- 
bühr von 500 Deutsche Mark zu zahlen. Die Gebühr 
ist bis zu einem von der zuständigen obersten Lan- 
desbehörde zu bestimmenden Zeitpunkt an diese zu 
entrichten. Ist die Gebühr bis zum Beginn der 
schriftlichen Prüfung nicht entrichtet, so gilt dies als 
Verzicht auf die Zulassung zur Prüfung. Tritt der 
Bewerber bis zu dem von der zuständigen Behörde 
zu bestimmenden Zeitpunkt von der Prüfung zurück, 
so wird die Gebühr nicht erhoben. Tritt der Be- 
werber vor Beginn des zweiten von ihm abzulegen- 
den Prüfungsabschnitts zurück, so ist die Prüfungs- 
gebühr bis zur Hälfte zu erstatten. 

(3) Für eine Wiederholungsprüfung im Rahmen 
des Prüfungsverfahrens wird eine Zusatzgebühr von 
100 Deutsche Mark, für eine Prüfung im Rahmen 
des Wiederbestellungsverfahrens eine Gebühr von 
200 Deutsche Mark erhoben. Im übrigen gilt Ab- 
satz 2 sinngemäß. 

(4) Für die Bestellung werden keine Gebühren 
erhoben. 
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§ 149 

Gebühren für die Anerkennung als Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaftr Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaftr Steuerberatungsgesell- 
schaft oder Buchprüfungsgesellschaft 

(1) Für die Entscheidung über den Antrag auf 
Anerkennung als Wirtschaftsprüfungs- und Steu- 
erberatungsgesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft, Steuerberatungsgesellschaft oder Buchprü- 
fungsgesellschaft hat die Gesellschaft eine Gebühr 
von 500 Deutsche Mark zu zahlen. 

(2) Für die Erteilung einer Ausnahmegenehmi- 
gung nach § 26 Abs. 2 und 3 hat die Gesellschaft 
eine Gebühr von 200 Deutsche Mark zu zahlen. 

(3) Die Gebühr nach Absatz 1 oder Absatz 2 ist 
jeweils bei Stellung des Antrags an die für die An- 
erkennung oder Ausnahmegenehmigung zuständige 
oberste Landesbehörde zu entrichten. 


NEUNTER TEIL 

Verkürzte Prüfungen 

§ 150 

Verkürzte Prüfung für Steuerberater 

(1) Steuerberater, die vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes als Steuerberater bestellt oder anerkannt 
waren, können als Voraussetzung für die Bestel- 
lung als Wirtschaftsprüfer-Steuerberater eine Prü- 
fung in verkürzter Form ablegen. Für die verkürzte 
Prüfung finden die Vorschriften des § 12 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß bei der schriftlichen 
Prüfung nur eine Aufsichtsarbeit aus dem Gebiet 
des wirtschaftlichen Prüfungswesens und der „Be- 
triebswirtschaftlichen Fragen der Unternehmensbe- 
ratung'' und eine Aufsichtsarbeit aus dem Gebiet 
des Wirtschaftsrechts zu bearbeiten sind und bei der 
mündlichen Prüfung das Steuerrecht nicht Prüfungs- 
gebiet ist. 

(2) Für die Zulassung eines Steuerberaters zur 
verkürzten Prüfung gilt der Erste Abschnitt des 
Zweiten Teils dieses Gesetzes mit der Maßgabe: 

1. Das Erfordernis der Tätigkeit nach § 9 Abs. 5 
entfällt, wenn der Bewerber durch die Vorlage 
mehrerer eigenverantwortlich gefertigter Prü- 
fungsberichte nachweist, daß er mit den Erforder- 
nissen von Abschlußprüfungen, die nach Art und 
Umfang aktienrechtlicher Pflichtprüfungen durch- 
geführt werden, sowie mit der Berufsauffassung 
der Wirtschaftsprüfer vertraut ist. 

2. Auf den Nachweis des abgeschlossenen Hoch- 
schulstudiums wird verzichtet, wenn der Bewer- 
ber seit mindestens fünf Jahren den Beruf als 
Steuerberater ausgeübt hat. 

§ 151 

Verkürzte Prüfung für Wirtschaftsprüfer 

(1) Wirtschaftsprüfer, die vor Inkrafttreten des 
Gesetzes als Wirtschaftsprüfer bestellt oder an- 


erkannt waren, können als Voraussetzung für die 
Bestellung als V/irtschaftsprüfer-Steuerberater auf 
Antrag ohne besonderes Zulassungsverfahren eine 
Prüfung in verkürzter Form ablegen. Für die ver- 
kürzte Prüfung finden die Vorschriften des § 12 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Prüfung nur 
als mündliche Prüfung abgelegt wird. 

(2) Der Antrag ist an die nach § 14 für die Be- 
stellung zuständige oberste Landesbehörde für 
Wirtschaft zu richten. 

§ 152 

Durchführungsbestimmungen 

Der Bundesminister für Wirtschaft regelt im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
durch Rechtsverordnung die Einzelheiten der ver- 
kürzten Prüfungen, des Prüfungsverfahrens und der 
den Anträgen nach § 150 und § 151 beizufügenden 
Unterlagen. 

§ 153 

Bestellung 

Für die Bestellung als Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater findet der Dritte Abschnitt des Zweiten Teils 
Anwendung. 

ZEHNTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 154 

Behandlung schwebender Anträge und Verfahren 

(1) Anträge auf Zulassung zur Prüfung als Wirt- 
schaftsprüfer oder als Steuerberater, über die von 
den Zulassungsausschüssen am Tage des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes noch nicht entschieden ist, wer- 
den nach dem vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Recht behandelt. Für vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes ergangene Entscheidungen 
der Zulassungsausschüsse über die Zulassung zur 
Prüfung als Wirtschaftsprüfer oder als Steuer- 
berater gilt Entsprechendes. 

(2) Hat der Bewerber vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Prüfung als Wirtschaftsprüfer 
oder als Steuerberater abgelegt, eine Bestellung 
aber noch nicht erhalten, so muß die Bestellung 
innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bei der zuständigen obersten Landes- 
behörde beantragt werden. In Härtefällen kann die 
oberste Landesbehörde Ausnahme gewähren. 

(3) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Verfahren bei 
der Anerkennung von Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften, Steuerberatungsgesellschaften und Buch- 
prüfungsgesellschaften. § 140 Abs. 2 findet sinn- 
gemäß Anwendung. 

(4) Berufsgerichtliche Verfahren, die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht abgeschlossen sind, 
werden nach dem bisherigen Recht weitergeführt. 
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§ 155 

Prüfungen für Bewerber, die ihre Ausbildung 
als Steuerberater begonnen haben 

(1) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes 

a) ein wirtschaftswissenschaftliches oder rechts- 
wissenschaftliches Hochschulstudium abgeschlos- 
sen haben und 

b) auf dem Gebiet des Steuerwesens bei einer 
Person oder Gesellschaft, die nach § 107 a AO 
zur Hilfeleistung in Steuersachen befugt ist, 
hauptberuflich praktisch tätig sind, 

können innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Prüfung als 
Steuerberater nach dem vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Recht zugelassen werden, wenn 
sie diese Tätigkeit nach Abschluß des Studiums drei 
Jahre ununterbrochen hauptberuflich ausgeübt 
haben. 

(2) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes als Steuerbevollmächtigte bestellt oder an- 
erkannt sind, können innerhalb eines Zeitraumes 
von zwölf Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zur Prüfung als Steuerberater nach dem vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Recht zugelassen 
werden, wenn sie ihren Beruf als Steuerbevollmäch- 
tigte zehn Jahre lang hauptberuflich ausgeübt und 
sich besonders bewährt haben. 

(3) Für die Zulassung zur Prüfung, die Prüfung 
und die Bestellung finden die Vorschriften der §§ 7, 
9 und 10 des Steuerberatungsgesetzes sowie die 
Bestimmungen des Ersten Teils und der §§ 27 bis 29 
der Verordnung zur Durchführung des Steuer- 
beratungsgesetzes vom 1. August 1962 (Bundesge- 
setzbl. I S. 537) mit der Maßgabe Anwendung, daß 
vor der Berufung oder Abberufung der Mitglieder 
der Zulassungs- und Prüfungsausschüsse, die Steuer- 
berater sind, die Bundeskammer zu hören ist. 

§ 156 

Prüfungen für Bewerber, die ihre Ausbildung 
als Wirtschaftsprüfer begonnen haben 

(1) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes 

a) ein betriebswirtschaftliches, volkswirtschaftliches, 
juristisches, technisches oder landwirtschaftliches 
Hochschulstudium abgeschlossen haben 

und 

b) auf dem Gebiet des Prüfungswesens tätig sind, 

können innerhalb eines Zeitraums von acht Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Prüfung als 
Wirtschaftsprüfer nach dem vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geltenden Recht zugelassen werden, wenn 
sie eine mindestens sechsjährige praktische Tätig- 
keit im Wirtschaftsleben nachweisen, von der 
wenigstens vier Jahre als Prüfungstätigkeit nach 
Maßgabe des § 9 abgeleistet sind. 

(2) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes als Mitarbeiter eines Wirtschaftsprüfers, einer 


Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eines genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbandes oder der Prüfungs- 
stelle eines Sparkassen- und Giroverbandes oder 
einer überörtlichen Prüfungseinrichtung für öffent- 
liche Körperschaften tätig sind, können innerhalb 
eines Zeitraums von 12 Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zur Prüfung als Wirtschaftsprüfer 
nach dem vor Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten- 
den Recht zugelassen werden, wenn sie diese Tätig- 
keit mindestens zehn Jahre lang ausgeübt und sich 
bewährt haben. 

(3) Für die Zulassung zur Prüfung, die Prüfung 
und die Bestellung finden die Vorschriften der §§ 5, 
7, 10, 11, 15, 16, 17, 21, 22, 25 der Wirtschaftsprüfer- 
ordnung und die Prüfungsordnung für Wirtschafts- 
prüfer vom 31. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. 1962 I 
S. 52) mit der Maßgabe Anwendung, daß bei den 
Anhörungs- und Vorschlagsrechten der Wirtsc::hafts- 
prüferkammer die Bundeskammer an deren Stelle 
tritt. 

§ 157 

Ergänzungsprüfung für nach Inkrafttreten 
des Gesetzes bestellte Steuerberater 

Steuerberater, die nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes auf Grund der Vorschriften des § 155 bestellt 
werden, können die Prüfung als Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater in Form einer Ergänzungsprüfung ab- 
legen. Bei der Ergänzungsprüfung entfällt die schrift- 
liche und mündliche Prüfung im Steuerrecht. 

§ 158 

Ergänzungsprüfung für nach Inkrafttreten 
des Gesetzes bestellte Wirtschaftsprüfer 

Wirtschaftsprüfer, die nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund der Vorschriften des § 156 be- 
stellt sind, können die Prüfung als Wirtschaftsprüfer- 
Steuerberater in Form einer Ergänzungsprüfung ab- 
legen. Bei der Ergänzungsprüfung entfällt die schrift- 
liche und mündliche Prüfung aus den Gebieten des 
wirtschaftlichen Prüfungswesens, der Betriebswirt- 
schaft und des Wirtschaftsrechts. 

§ 159 

Berufsregister 

(1) Die Bundeskammer als registerführende Stelle 
führt nach Maßgabe des Sechsten Abschnitts des 
Zweiten Teils das Berufsregister auch für Wirt- 
schaftsprüfer, Steuerberater und vereidigte Buch- 
prüfer sowie für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, 
Steuerberatungsgesellschaften und Buchprüfungs- 
gesellschaften. 

(2) Die bei der Wirtschaftsprüferkammer nach 
Bestimmungen der WPO sowie bei den obersten 
Landesbehörden für Finanzen nach der Verordnung 
zur Durchführung des Steuerberatungsgesetzes ge- 
führten Berufsregister werden auf die Bundeskam- 
mer als der nach § 34 registerführenden Stelle über- 
tragen. 
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§ 160 

Einberufung der ersten Bundesversammlung 

(1) Die erste Bundesversammlung der Bundes- 
kammer tritt spätestens am sechzigsten Tag nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zusammen. Sie 
wird durch den Bundesminister für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
mittels öffentlicher Bekanntmachung im Bundes- 
anzeiger einberufen. Ein Beauftragter des Bundes- 
ministers für Wirtschaft führt bis zur Wahl des 
Präsidenten der Bundeskammer den Vorsitz der 
Bundesversammlung. 

(2) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder der 
Bundeskammer gemäß § 58 Abs. 1. Das Stimmrecht 
der Mitglieder nach § 58 Abs. 1 Buchstabe e kann 
nur durch eip Mitglied des Vorstandes, einen Ge- 
schäftsführer oder einen vertretungsberechtigten 
persönlich haftenden Gesellschafter ausgeübt wer- 
den. Stimmrechtsübertragungen sind ausgeschlossen. 

(3) Die erste Bundesversammlung wählt aus dem 
Kreis der Mitglieder, die Wirtschaftsprüfer-Steuer- 
berater sind, den Präsidenten. Sie beschließt eine 
Satzung und wählt nach ihr die Mitglieder, die den 
Beirat und den Vorstand bilden. 

Bei der Wahl des Präsidenten und bei der Be- 
schlußfassung über die Satzung stimmen getrennt 
ab; 

1. die Wirtschaftsprüfer-Steuerberater, die ver- 
eidigten Buchprüfer, die zugleich Steuerberater 
sind, die Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbera- 
tungsgesellschaften, die Buchprüfungsgesell- 
schaften, die zugleich Steuerberatungsgesell- 
schaften sind, sowie die in diesen Gesellschaften 
nach § 58 Abs. 1 Buchstabe d tätigen Mitglieder; 

2. die Wirtschaftsprüfer und die vereidigten Buch- 
prüfer, die nicht zugleich Steuerberater sind, die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und die Buch- 
prüfungsgesellschaften, die nicht zugleich Steuer- 
beratungsgesellschaften sind, sowie die nach § 58 
Abs. 1 Buchstabe d in diesen Gesellschaften tä- 
tigen Mitglieder, die nicht bereits nach Num- 
mer i stimmberechtigt sind; 

3. die Steuerberater, die nicht zugleich Buchprüfer 
sind, die Steuerberatungsgesellschaften, die nicht 
zugleich Buchprüfungsgesellschaften sind und die 
in diesen Gesellschaften nach § 53 Abs. 1 Buch- 
stabe d tätigen Mitglieder, die nicht bereits nach 
Nummer 1 oder Nummer 2 stimmberechtigt sind. 

Die Satzung gilt als beschlossen, wenn alle drei 
Gruppen ihr mit Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen zustimmen. Stimmenthaltungen gelten als 
nicht abgegebene Stimme. 

§ 161 

Auflösung bisheriger Berufskammem 

Die Wirtschaftsprüferkammer, die Steuerberater- 
kammern, die Bundessteuerberaterkammer sowie 
die Arbeitsgemeinschaft für das wirtsdiaftlidie 


Prüfungswesen sind im 1. Kalendertag des dritten 
Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgelöst. 
Die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
über die Auflösung von Vereinen finden sinngemäß 
Anwendung. Das Vermögen der aufgelösten Kam- 
mern ist auf die Bundeskammer zu übertragen; das 
Vermögen der aufgelösten Arbeitsgemeinschaft für 
das wirtschaftliche Prüfungswesen geht auf die 
Arbeitsgemeinschaft für das Prüfungs- und Bera- 
tungswesen über. 

§ 162 

Regelung der Ausbildung des Berufsnachwuchses 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die Regelung 
der Ausbildung des Berufsnachwuchses zu erlassen. 
Dabei kann vorgeschrieben werden, daß Mitglieder 
der Bundeskammer nach § 58 Abs. 1 sowie die ge- 
nossenschaftlichen Prüfungsverbände, Sparkassen- 
und Giroverbände und überörtliche Prüfungseinrich- 
tungen für öffentliche Körperschaften Bewerber zu 
Ausbildungszwecken beschäftigen. 

§ 163 

Aufhebung gesetzlicher Bestimmungen 

(1) Am 1. Kalendertag des dritten Monats nach 
Inkrafttreten . dieses Gesetzes treten folgende Vor- 
schriften außer Kraft; 

das Gesetz über eine Berufsordnung der Wirt- 
schaftsprüfer (Wirtschaftsprüferordnung) vom 24. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1049), mit Ausnahme der 
§§ 5, 7, 10, 11, 15, 16, 17, 21, 22 und 25, 

die Verordnung über eine Ubergangsprüfung für 
vereidigte Buchprüfer vom 31. Juli 1962 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 535), 

die Vorschriften des Gesetzes über die Rechtsver- 
hältnisse der Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigten (Steuerberatungsgesetz) vom 16. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1301), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Steuerberatungsgeset- 
zes vom 26. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1411), 

soweit sie das Berufsrecht der Steuerberater und 
Steuerberatungsgesellschaften betreffen, mit Aus- 
nahme der §§ 7, 9 und 10, 

die Vorschriften der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Steuerberatungsgesetzes (DVStBerG) vom 
1. August 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 537), soweit sie 
das Berufsrecht der Steuerberater und Steuerbera- 
tungsgesellschaften betreffen, mit Ausnahme des 
ersten Teils und der §§ 27 bis 29. 

(2) Am treten folgende Vorschriften 

außer Kraft: 

die Vorschriften der §§ 5, 7, 10, 11, 15, 16, 17, 
21, 22 und 25 der Wirtschaftsprüferordnung, 

die Prüfungsordnung für Wirtschaftsprüfer vom 
31. Juli 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 529), 
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die Vorschriften der §§ 7, 9 und 10 des Steuer- 
beratungsgesetzes, soweit sie das Berufsrecht der 
Steuerberater betreffen, 

die Vorschriften des ersten Teils und der §§27 bis 
29 der Verordnung zur Durchführung des Steuer- 
beratungsgesetzes, soweit sie das Berufsrecht der 
Steuerberater betreffen. 

§ 164 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 


(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem Gesetz 
enthaltenen Ermächtigungen erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 165 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt ein Jahr nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die §§ 13, 45, 53 und 152 treten am Tage der 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 16. Dezember 1970 


von Bockeiberg 
Ott 

Balkenhol 
Berding 
Dr. Böhme 
Dichgans 

Franke (Osnabrück) 
Gewandt 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Frau Dr. Henze 
Höcherl 
Horstmeier 
Frau Jacobi (Marl) 
Köster 
Dr, Kreile 


Frau Dr. Kuchtner 
Lampersbach 
Dr. von Nordenskjöld 
Picard 
Frau Pieser 
Dr. Riedl (München) 

Dr. Rügen 
Rock 

Prinz zu Sayn- Wittgenstein-Hohenstein 
Schlee 
Dr. Siemer 
Stein (Honrath) 

Vogt 

Dr. Wagner (Trier) 
Winkelheide 
Zink 
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Begründung 


Obwohl das Berufungsrecht der Wirtschaftsprüfer 
und der Steuerberater 1961 in verschiedenen Be- 
rufsgesetzen (Wirtschaftsprüferordnung, Steuerbe- 
ratungsordnung) geregelt wurde, hat sich in der 
Wirtschaft der Trend fortgesetzt, für schwierige Auf- 
gaben auf dem Gebiet des Prüfungswesens und des 
Steuerrechts Personen heranzuziehen, die auf beiden 
Sachgebieten erfahren und befähigt sind. In den 
meisten Fällen liegen Prüfung und Beratung in einer 
Hand; dies gilt auch dort, wo der Prüfer oder Bera- 
ter nicht zugleich Wirtschaftsprüfer und Steuerbera- 
ter ist. Der Entwurf, der sieh in seinem Aufbau und 
Inhalt in weiten Teilen eng an die Wirtschaftsprü- 
ferordnung anlehnt, trägt diesem Umstand Rech- 
nung, indem er die Berufsqualifikationen des Wirt- 
schatfsprüfers und des Steuerberaters zusammen- 
faßt. 

Die Zulassung zu der im Entwurf vorgesehenen Prü- 
fung als Wirtschaftsprüfer-Steuerberater setzt vor- 
aus, daß der Bewerber den Abschluß eines be- 
triebswirtschaftlichen, volkswirtschaftlichen, juristi- 
schen, technischen oder landwirtschaftlichen Studi- 
ums an einer Universität oder entsprechenden wis- 
senschaftlichen Hochschule nachweist und eine für 
die Ausübung des Berufes genügende praktische 
Ausbildung erhalten hat, insbesondere eine minde- 
stens fünfjährige praktische Tätigkeit im Wirt- 
schaftsleben nachweist, von der wenigstens vier 
Jahre als Tätigkeit auf dem Gebiet der Prüfung und 
des Steuerwesens abgeleistet sein müssen. Bei Be- 
werbern, die sich in der Praxis bewährt haben, kann 
unter bestimmten Voraussetzungen auf den Nach- 
weis des abgeschlossenen Hochschulstudiums ver- 
zichtet werden, so daß die Chancengleichheit für 
Bewerber mit und ohne abgeschlossenem Hoch- 
schulstudium gegeben ist. 


Vor Inkrafttreten der Neuregelung bestellte Steuer- 
berater können unter erleichterten Bedingungen zur 
Prüfung als Wirtschaftsprüfer-Steuerberater zuge- 
lassen werden und diese Prüfung in verkürzter Form 
ablegen. Wirtschaftsprüfer, die vor Inkrafttreten der 
Neuregelung bestellt sind, können auf Antrag als 
Wirtschaftsprüfer-Steuerberater bestellt werden und 
müssen ebenfalls eine Prüfung in verkürzter Form 
ablegen. Nähere Einzelheiten über das Prüfungsver- 
fahren sollen in einer Prüfungsordnung für Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater in einer Prüfungsord- 
nung über verkürzte Prüfungen für Steuerberater 
und für Wirtschaftsprüfer festgelegt werden. Am Zu- 
lassungs- und Prüfungsverfahren sind die Landes- 
ministerien für Wirtschaft und für Finanzen beteiligt. 
Die Wirtschaftsprüfer-Steuerberater sowie die Wirt- 
schaftsprüfer, vereidigten Buchprüfer und Steuer- 
berater, welche die Doppelqualifikation nicht erwer- 
ben wollen, gehören der Bundeskammer der Wirt- 
schaftsprüfer-Steuerberater an, die an die Stelle der 
bisherigen Wirtschaftsprüferkammer, der Bundes- 
steuerberaterkammer und der Berufskammern der 
Steuerberater tritt. Die Bundeskammer der Wirt- 
schaftspüfer-Steuerberater führt die Aufsicht über 
die Berufstätigkeit ihrer Mitglieder. Zur Behand- 
lung von Fragen des wirtschaftlichen Prüfungs-, Be- 
ratungs- und Treuhandwesens, die gemeinsame Be- 
lange der Wirtschaft und des Berufes berühren, bil- 
den der Deutsche Industrie- und Handelstag und die 
Bundeskammer eine nicht rechtsfähige Arbeitsge- 
meinschaft. Der Bundesminister für Wirtschaft führt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Fi- 
nanzen die Aufsicht über die Bundeskammer und 
über die Arbeitsgemeinschaft. 
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